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Vonovia SE

Düsseldorf

ISIN DE000A1ML7J1

WKN A1ML7J

Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 2016

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der  

am Donnerstag, den 12. Mai 2016 um 10:00 Uhr (MESZ) im

Congress Center Düsseldorf

Eingang Stadthalle

Rotterdamer Str. 141

40474 Düsseldorf

stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen.
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1.      Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses 

der Vonovia SE und des gebilligten Konzern-

abschlusses zum 31. Dezember 2015 sowie 

des zusammengefassten Lageberichts für  

die Vonovia SE und den Konzern einschließ-

lich des erläuternden Berichts zu den  

Angaben nach § 289 Abs. 4, § 315 Abs. 4 

Handels gesetzbuch (HGB) sowie des Be-

richts des Aufsichtsrats für das Geschäfts-

jahr 2015

         Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand auf­

gestellten Jahresabschluss und den Konzern­

abschluss gebilligt; der Jahresabschluss ist 

damit festgestellt. Eine Beschlussfassung  

der Hauptversammlung zu diesem Tagesord­

nungspunkt 1 ist deshalb nicht vorgesehen 

und auch nicht notwendig. 

         Die genannten Unterlagen sind von der Ein­

berufung der Hauptversammlung an über die 

Internetseite der Vonovia SE unter http://

investoren.vonovia.de/hv und in der Haupt­

versammlung zugänglich und werden vom 

Vorstand bzw. – im Fall des Berichts des 

Aufsichtsrats – vom Vorsitzenden des Auf­

sichtsrats in der Hauptversammlung erläutert 

werden. Im Rahmen ihres Auskunftsrechts 

haben die Aktionäre die Gelegenheit, zu den 

Vor lagen Fragen zu stellen.

2.     Beschlussfassung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns des Geschäftsjahres 2015 der 

Vonovia SE

         Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor,  

den im festgestellten Jahresabschluss zum  

31. Dezember 2015 ausgewiesenen Bilanz­

gewinn in Höhe von EUR 746.467.287,47 wie 

folgt zu verwenden:

  

         Ausschüttung einer  

Dividende von EUR 0,94  

je Stückaktie mit der  

Wertpapierkennnummer  

ISIN DE000A1ML7J1 /   

WKN A1ML7J, die für  

das Geschäftsjahr 2015  

dividendenberechtigt ist;  

bei 466.000.624 dividen­ 

denberechtigten Stück­ 

aktien sind dies               EUR 438.040.586,56       

  Gewinnvortrag auf  

neue Rechnung            EUR   308.426.700,91

       Bilanzgewinn            EUR    746.467.287,47

        Der Gewinnverwendungsvorschlag beruht 

auf den am Tag der Aufstellung des Jah­

resabschlusses durch den Vorstand nach 

Kenntnis der Gesellschaft für das abgelau­

fene Geschäftsjahr 2015 dividendenberech­

tigten Stückaktien. Sollte sich die Zahl die­

ser dividendenberechtigten Stückaktien bis 

I. Tagesordnung
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zur Hauptversammlung ändern, wird in der 

Hauptversammlung ein entsprechend ange­

passter Beschlussvorschlag zur Abstimmung 

gestellt, der ebenfalls eine Dividende von 

EUR 0,94 je für das abgelaufene Geschäfts­

jahr 2015 dividendenberechtigter Stückaktie 

vorsieht. Der nicht auf dividendenberechtigte 

Stückaktien entfallende Betrag wird auf neue 

Rechnung vorgetragen.

3.     Beschlussfassung über die Entlastung der 

Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-

jahr 2015

        Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den 

im Geschäftsjahr 2015 amtierenden Mitglie­

dern des Vorstands für dieses Geschäftsjahr 

Entlastung zu erteilen.

4.      Beschlussfassung über die Entlastung der 

Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2015

        Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den 

im Geschäftsjahr 2015 amtierenden Mitglie­

dern des Aufsichtsrats für dieses Geschäfts­

jahr Entlastung zu erteilen.

5.      Wahl des Abschlussprüfers und des Kon-

zernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2016 sowie des Prüfers für die prüferische 

Durchsicht der Zwischenfinanzberichte für 

das Geschäftsjahr 2016 sowie des Zwischen-

finanzberichts für das erste Quartal des Ge-

schäftsjahres 2017

        a)    Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfeh­

lung seines Prüfungsausschusses vor, die 

KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesell­

schaft, Berlin, Niederlassung Essen, zum 

Abschlussprüfer und Konzernabschluss­

prüfer für das Geschäftsjahr 2016 sowie 

zum Prüfer für die prüferische Durchsicht 

von Zwischenfinanzberichten für das Ge­

schäftsjahr 2016 zu bestellen.

        b)    Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfeh­

lung seines Prüfungsausschusses vor, 

die KPMG AG Wirtschaftsprüfungs­

gesellschaft, Berlin, Niederlassung Essen, 

zum Prüfer für die prüferische Durchsicht 

des Zwischenfinanzberichts für das erste 

Quartal des Geschäftsjahres 2017 zu be­

stellen.
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6.     Beschlussfassung über die Wahl eines neu-

en Mitglieds des Aufsichtsrats und die Be-

stätigung der im Geschäftsjahr 2015 durch 

das Amtsgericht Düsseldorf bestellten Auf-

sichtsrätin

        a)     Wahl von Frau Dr. Ariane Reinhart als  

Mitglied des Aufsichtsrats

                   Herr Gerhard Zeiler hat sein Aufsichts­

ratsmandat zum Ablauf des 12. Mai 2016 

niedergelegt. 

                    Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung 

des Nominierungsausschusses des Auf­

sichtsrats vor zu beschließen:

                    Frau Dr. Ariane Reinhart, Mitglied des 

Vorstands der Continental AG, Personal, 

Arbeitsdirektorin, wohnhaft in Damp, 

wird für eine Amtszeit bis zur Beendigung 

der Hauptversammlung, die über die Ent­

lastung für das Geschäftsjahr 2017 der 

Gesellschaft beschließt, zum Aufsichtsrat  

der Gesellschaft bestellt.

                    Frau Dr. Ariane Reinhart ist derzeit nicht 

Mitglied in anderen gesetzlich zu bilden­

den Aufsichtsräten oder in vergleichbaren 

in­ und ausländischen Kontrollgremien im 

Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG.

                    Es bestehen keine maßgeblichen persön­

lichen und geschäftlichen Beziehungen 

zum Unternehmen, den Organen der Ge­

sellschaft und einem wesentlich an der 

Gesellschaft beteiligten Aktionär nach  

Ziffer 5.4.1 Abs. 5 bis 7 des Deutschen 

Corporate Governance Kodex.

        b)     Bestätigung von Frau Dr. Ute Geipel­Faber 

als Mitglied des Aufsichtsrats

                     Die ehemalige Aufsichtsrätin Frau  

Manuela Better hat ihr Aufsichtsrats­

mandat zum Ablauf des 31. Mai 2015  

niedergelegt. Das Amtsgericht Düssel­  

dorf hat auf Antrag der Gesellschaft  

Frau Dr. Ute Geipel­Faber zum 01. Novem­

ber 2015 als Mitglied des Aufsichtsrats 

gerichtlich bestellt. 

                    Die gerichtliche Bestellung erlischt mit der 

Bestellung von Aufsichtsratsmitgliedern 

durch die Hauptversammlung in der nach 

der Satzung erforderlichen Anzahl.

                    Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung 

des Nominierungsausschusses des Auf­

sichtsrats vor zu beschließen:

                    Frau Dr. Ute Geipel­Faber, selbststän­

dige Unternehmensberaterin, wohnhaft 
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in Grünwald, wird für eine Amtszeit bis 

zur Beendigung der Hauptversammlung, 

die über die Entlastung für das Geschäfts ­ 

jahr 2017 der Gesellschaft beschließt,  

zum Aufsichtsrat der Gesellschaft bestellt.

                    Frau Dr. Ute Geipel­Faber ist derzeit Mit­

glied in folgenden anderen gesetzlich zu 

bildenden Aufsichtsräten im Sinne von  

§ 125 Abs. 1 Satz 5 AktG:

	 •			Mitglied	 des	 Aufsichtsrats	 der	 

Bayerischen Landesbank

                    und ist nicht Mitglied in vergleichbaren 

in­ und ausländischen Kontrollgremien im 

Sinne von § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG.

                    Es bestehen keine maßgeblichen persön­

lichen und geschäftlichen Beziehungen 

zum Unternehmen, den Organen der Ge­

sellschaft und einem wesentlich an der 

Gesellschaft beteiligten Aktionär nach  

Ziffer 5.4.1 Abs. 5 bis 7 des Deutschen 

Corporate Governance Kodex.

7.      Beschlussfassung über die Aufhebung des 

Genehmigten Kapitals 2015/II und des be-

stehenden § 5b der Satzung sowie über die 

Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2016 

mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Be-

zugsrechts der Aktionäre und über die ent-

sprechende Einfügung eines neuen § 5b in 

die Satzung

          Der Vorstand hat die ihm von der  

außer ordentlichen Hauptversammlung am  

30. Juni 2013 erteilte Ermächtigung, mit  

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund­

kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum  

29. Juni 2018 durch Ausgabe von bis zu 

111.111.111 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien gegen Bar­ und/oder Sachein­

lagen einmalig oder mehrmals um insgesamt 

bis zu EUR 111.111.111,00 zu erhöhen (Geneh­

migtes Kapital 2013), in Höhe von insge­

samt EUR 109.210.321,00 im Rahmen der im 

März und Oktober 2014 sowie im März und  

Mai 2015 durchgeführten Kapitalerhöhungen 

teilweise ausgenutzt. 

          Des Weiteren hat der Vorstand die von  

der ordentlichen Hauptversammlung am  

30. April 2015 erteilte Ermächtigung, mit  

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund­

kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

29. April 2020 durch Ausgabe von bis zu 

170.796.534 neuen, auf den Namen lauten­
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den Stückaktien gegen Bar­ und/oder Sach­

einlagen einmalig oder mehrmals um insge­

samt bis zu EUR 170.796.534,00 zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital 2015), in Höhe von 

insgesamt EUR 107.538.606,00 im Rahmen 

der im Juli 2015 durchgeführten Barkapitaler­

höhung mit mittelbarem Bezugsrecht für die 

Aktionäre teilweise ausgenutzt.

          Die Satzung enthält daher derzeit in § 5.1  

ein Genehmigtes Kapital 2013, das den  

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesell­

schaft einmalig oder mehrmals um insgesamt 

bis zu EUR 1.900.790,00 durch Ausgabe  

von bis zu 1.900.790 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bar­ und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen. In § 5a.1 enthält  

die Satzung daher derzeit ein Genehmigtes 

Kapital 2015, das den Vorstand ermäch­

tigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats  

das Grundkapital der Gesellschaft einma­

lig oder mehrmals um insgesamt bis zu  

EUR 63.257.928,00 durch Ausgabe von bis  

zu 63.257.928 neuen, auf den Namen lauten­

den Stückaktien gegen Bar­ und/oder Sach­

einlagen zu erhöhen. 

          Die dem Vorstand von der außerordentlichen 

Hauptversammlung am 30. November 2015 

aus Anlass der erwogenen Übernahme der 

Deutsche Wohnen AG erteilte Ermächtigung 

(§ 5b der Satzung), mit Zustimmung des Auf­

sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 

in der Zeit bis zum 30. November 2016 um bis 

zu EUR 12.266.064,00 einmalig oder mehr­

mals durch Ausgabe von bis zu 12.266.064 

auf den Namen lautende Stückaktien gegen 

Bar­ und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Ge­

nehmigtes Kapital 2015/II), hat der Vorstand 

bislang nicht genutzt. 

          Damit die Gesellschaft auch zukünftig flexibel 

ist, bei Bedarf ihre Eigenmittel umfassend zu 

verstärken, soll zusätzlich zu dem bestehen 

bleibenden restlichen Genehmigten Kapital 

2013 sowie dem bestehen bleibenden restli­

chen Genehmigten Kapital 2015 ein weiteres 

genehmigtes Kapital beschlossen und die  

Satzung entsprechend angepasst werden.  

Das Genehmigte Kapital 2015/II soll aufge­

hoben werden.

          Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor 

zu beschließen:

       a)       Aufhebung des bestehenden Genehmig­

ten Kapitals 2015/II

                   Die derzeit bestehende, durch die au­

ßerordentliche Hauptversammlung am  

30. November 2015 erteilte und bis zum 

30. November 2016 befristete Ermäch­

tigung zur Erhöhung des Grundkapitals 
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gemäß § 5b der Satzung (Genehmigtes 

Kapital 2015/II) wird mit Wirksamwer­

den des neuen Genehmigten Kapitals 

2016 aufgehoben.

       b)       Schaffung eines Genehmigten Kapi­

tals 2016 mit der Möglichkeit zum  

Ausschluss des Bezugsrechts der Ak­

tionäre durch entsprechende Einfügung 

eines neuen § 5b in die Satzung

                   Es wird ein neues genehmigtes Kapital in 

Höhe von EUR 167.841.594,00 geschaf­

fen (Genehmigtes Kapital 2016). Hierzu 

wird § 5b der Satzung der Gesellschaft 

wie folgt neu gefasst:

„§ 5b Genehmigtes Kapital

                   5b.1      Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Grundkapital der Gesellschaft in 

der Zeit bis zum 11. Mai 2021 um 

bis zu EUR 167.841.594,00 einma­

lig oder mehrmals durch Ausgabe 

von bis zu 167.841.594 neuen, auf 

den Namen lautenden Stückaktien 

gegen Bar­ und/oder Sacheinlagen 

zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2016). Den Aktionären ist grund­

sätzlich ein Bezugsrecht einzuräu­

men.

                   5b.2    Die Aktien können dabei nach  

§ 186 Abs. 5 AktG auch von ei­

nem oder mehreren Kreditinsti­

tut(en) oder einem oder mehreren 

nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b  

Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Geset­

zes über das Kreditwesen tätigen 

Unternehmen mit der Verpflich­

tung übernommen werden, sie den 

Aktionären der Gesellschaft zum 

Bezug anzubieten (sog. mittelbares 

Bezugsrecht).

                   5b.3    Der Vorstand wird jedoch ermäch­

tigt, das Bezugsrecht der Aktionäre 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

für eine oder mehrere Kapitaler­

höhungen im Rahmen des geneh­

migten Kapitals auszuschließen,

        (i)      um Spitzenbeträge vom Be­

zugsrecht auszunehmen;

        (ii)     soweit es erforderlich ist,  

um Inhabern bzw. Gläubigern 

von Wandelschuldverschrei­

bungen, Optionsschuldver­

schreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldver­

schreibungen (bzw. Kombi­

nationen dieser Instrumente) 

(nachstehend zusammen 
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„Schuld verschreibungen“), 

die mit Wandlungs­ oder 

Optionsrechten bzw. Wand­

lungs­ oder Optionspflichten 

ausgestattet sind und die  

von der Gesellschaft oder von 

der Gesellschaft abhängiger 

oder im unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbesitz 

der Gesellschaft stehender 

Gesellschaften ausgegeben 

wurden oder noch werden, 

ein Bezugsrecht auf neue, auf 

den Namen lautende Stück­

aktien der Gesellschaft in 

dem Umfang zu gewähren, 

wie es ihnen nach Ausübung 

der Options­ oder Wand­

lungsrechte bzw. nach Erfül­

lung von Wandlungs­ oder 

Optionspflichten als Aktionär 

zustünde;

        (iii)    zur Ausgabe von Aktien gegen 

Bareinlagen, wenn der Aus­

gabebetrag der neuen Aktien 

den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien glei­

cher Gattung und Ausstat­

tung nicht wesentlich im Sinne 

der §§ 203 Abs. 1 und Abs. 2, 

186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter­

schreitet und der auf die unter 

Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegebenen neuen 

Aktien entfallende anteili­

ge Betrag des Grundkapitals 

insgesamt 10 % des Grund­

kapitals nicht überschreitet, 

und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens noch 

im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung. Auf 

diese Höchstgrenze von  

10 % des Grundkapitals sind 

diejenigen eigenen Aktien 

der Gesellschaft anzurech­

nen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter 

Ausschluss des Bezugsrechts  

der Aktionäre gemäß § 71  

Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2  

in Verbindung mit § 186  

Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 

werden. Ferner sind auf die­

se Begrenzung von 10 % des 

Grundkapitals Aktien anzu­

rechnen, die zur Bedienung 

von Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs­ oder Opti­

onsrechten bzw. mit Wand­

lungs­ oder Optionspflichten 

ausgegeben wurden oder 
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auszugeben sind, sofern  

diese Schuldverschreibun­

gen in entsprechender An­

wendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Be­

zugsrechts ausgegeben wur­

den. Auf die Höchstgrenze 

von 10 % des Grundkapitals  

sind zudem diejenigen Aktien 

an zurechnen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung 

auf Grundlage anderer Ka­

pitalmaßnahmen unter Aus­

schluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre in entsprechender 

Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wur­

den, insbesondere aus dem 

Genehmigten Kapital 2013 

sowie dem Genehmigten Ka­

pital 2015. Die gemäß den 

vorstehenden Sätzen 2 bis 4 

dieses Absatzes verminderte 

Höchstgrenze wird mit Wirk­

samwerden einer nach der 

Verminderung von der Haupt­

versammlung beschlossenen 

neuen Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre gemäß oder 

entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG wieder erhöht, 

soweit die neue Ermächtigung 

reicht, höchstens aber bis zu 

10 % des Grundkapitals nach 

den Vorgaben von Satz 1 die­

ses Absatzes;

        (iv)      zur Ausgabe von Aktien gegen 

Sacheinlagen insbesondere –  

aber ohne Beschränkung 

hierauf – zum Zwecke des  

(auch mittelbaren) Erwerbs 

von Unternehmen, Unter­

nehmensteilen, Beteiligungen 

an Unternehmen und sonsti­

gen mit einem Akquisitions­

vorhaben in Zusammenhang 

stehenden Vermögensgegen­

ständen (einschließlich For­

derungen), Immobilien und 

Immobilienportfolios, oder 

zur Bedienung von Wandel­

schuldverschreibungen und/

oder Optionsschuldverschrei­

bungen oder einer Kombina­

tion dieser Instrumente, die 

gegen Sacheinlage begeben 

werden; und
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        (v)     beschränkt auf die Ausgabe 

von bis zu 2.500.000 neu­

en, auf den Namen lautenden 

Stückaktien gegen Bareinla­

ge, soweit dies erforderlich 

ist, um Aktien an Mitarbei­

terinnen und Mitarbeiter der 

Gesellschaft oder mit ihr im 

Sinne von § 15 AktG verbun­

denen Unternehmen unter 

Ausschluss der Mitglieder 

des Vorstands und des Auf­

sichtsrates der Gesellschaft 

sowie des Vorstands, des 

Aufsichtsrates und sonstiger 

Organ walter verbundener Un­

ternehmen auszugeben. 

                   Soweit gesetzlich zulässig, 

können die Belegschaftsaktien 

auch in der Weise ausgegeben 

werden, dass die auf sie zu 

leistende Einlage aus dem Teil 

des Jahresüberschusses ge­

deckt wird, den Vorstand und 

Aufsichtsrat nach § 58 Abs. 2 

AktG in andere Gewinnrückla­

gen einstellen können. 

                   Ferner können die neuen  

Aktien gegen Bareinlage von 

einem Kreditinstitut gezeich­

net werden, damit die Gesell­

schaft die so gezeichneten 

Aktien zurückerwerben kann, 

um diese an Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der Gesell­

schaft oder Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter der mit ihr im 

Sinne von § 15 AktG verbun­

denen Unternehmen unter 

Ausschluss der Mitglieder des 

Vorstands und des Aufsichts­

rates der Gesellschaft sowie 

des Vorstands, des Aufsichts­

rates und sonstiger Organ­

walter verbundener Unter­

nehmen auszugeben.

                   5b.4   Die in den vorstehenden Absät­

zen enthaltenen Ermächtigungen  

zum Bezugsrechtsausschluss bei 

Kapitalerhöhungen gegen Bar­ 

und/oder Sacheinlagen sind ins­

gesamt auf einen Betrag, der 20 % 

des Grundkapitals nicht überschrei­

tet, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Er­

mächtigung noch im Zeitpunkt der 

Ausnutzung dieser Ermächtigung, 

beschränkt. Auf die vorgenannte 

20 %­Grenze sind darüber hinaus 

auch eigene Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser  
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Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts veräußert wer­

den, sowie diejenigen Aktien, die 

zur Bedienung von Schuldver­

schreibungen ausgegeben werden, 

sofern die Schuldverschreibungen 

während der Laufzeit dieser Er­

mächtigung aufgrund der Ermäch­

tigung unter Tagesordnungspunkt 

10 der Hauptversammlung vom  

30. April 2015 unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre oder 

aufgrund der Ermächtigung unter 

Tagesordnungspunkt 8 der Haupt­

versammlung vom 12. Mai 2016 

unter Ausschluss des Bezugsrechts 

der Aktionäre ausgegeben wurden. 

Auf die vorgenannte Höchstgrenze 

von 20 % des Grundkapitals sind 

zudem diejenigen Aktien anzu­

rechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung auf Grundlage 

anderer Kapitalmaßnahmen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre ausgegeben wurden, ins­

besondere aus dem Genehmigten 

Kapital 2013 sowie dem Genehmig­

ten Kapital 2015. Die gemäß den 

vorstehenden Sätzen 2 und 3 die­

ses Absatzes verminderte Höchst­

grenze wird mit Wirksamwerden 

einer nach der Verminderung von 

der Hauptversammlung beschlos­

senen neuen Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre wieder erhöht, soweit die 

neue Ermächtigung reicht, höchs­

tens aber bis zu 20 % des Grund­

kapitals nach den Vorgaben von 

Satz 1 dieses Absatzes.

                   5b.5   Der Vorstand wird ferner ermäch ­ 

tigt, mit Zustimmung des Auf­

sichtsrats den weiteren Inhalt der 

Aktienrechte und die Bedingungen 

der Aktienausgabe festzulegen.

                   5b.6   Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, 

die Fassung von § 4.1 und § 5b der 

Satzung entsprechend der jeweili­

gen Ausnutzung des Genehmigten 

Kapitals 2016 sowie nach Ablauf 

der Ermächtigungsfrist zu ändern.“
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       c)       Anmeldung zur Eintragung im Handels­

register

                     Der Vorstand wird angewiesen, die un­

ter lit. a) beschlossene Aufhebung des in  

§ 5b der Satzung enthaltenen genehmig­

ten Kapitals (Genehmigtes Kapital 2015/

II) und das unter lit. b) beschlossene 

neue genehmigte Kapital (Genehmigtes 

Kapital 2016) mit der Maßgabe zur Ein­

tragung im Handelsregister anzumelden, 

dass zunächst die Aufhebung des Ge­

nehmigten Kapitals 2015/II eingetragen 

wird, dies jedoch nur dann, wenn unmit­

telbar anschließend das neue Genehmig­

te Kapital 2016 eingetragen wird.

                     Der Vorstand wird, vorbehaltlich des 

vorstehenden Absatzes, ermächtigt, das 

Genehmigte Kapital 2016 unabhängig 

von den übrigen Beschlüssen der Haupt­

versammlung zur Eintragung in das  

Handelsregister anzumelden.

8.      Beschlussfassung über die Aufhebung der 

bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe  

von Wandelschuldverschreibungen, Opti-

onsschuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumen-

te) und des Bedingten Kapitals 2015 sowie 

über die Erteilung einer neuen Ermächtigung  

zur Ausgabe von Wandelschuldverschrei-

bungen, Optionsschuldverschreibungen, 

Genussrechten und/oder Gewinnschuld-

verschreibungen (bzw. Kombinationen  

dieser Instrumente) mit der Möglichkeit  

zum Ausschluss des Bezugsrechts und  

über die Schaffung eines Bedingten Kapi-

tals 2016 und entsprechende Änderung von  

§ 6 der Satzung

         Der Vorstand wurde durch Beschluss  

der ordentlichen Hauptversammlung am  

30. April 2015 ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis zum 29. April 2020 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber 

oder den Namen lautende Wandelschuldver­

schreibungen, Optionsschuldverschreibun­

gen, Genussrechte und/oder Gewinnschuld­

verschreibungen bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente (zusammen im Folgenden auch 

„Schuldverschreibungen 2015“) im Gesamt­

nennbetrag von bis zu EUR 5.311.000.000,00 

auszugeben und den Inhabern bzw. den  

Gläubigern Options­ oder Wandlungsrechte 
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für Aktien der Gesellschaft mit einem anteili­

gen Betrag des Grundkapitals von insgesamt 

bis zu EUR 177.053.114,00 auszugeben. Zur 

Bedienung der Schuldverschreibungen 2015 

wurde ein Bedingtes Kapital 2015 in Höhe von 

EUR 177.053.114,00 geschaffen (§ 6 Abs. 2 

der Satzung), das bis zum Tag der Veröffent­

lichung der Einladung zu dieser Hauptver­

sammlung in dieser Höhe fortbesteht.

        Damit die Gesellschaft auch zukünftig  

umfassend flexibel ist, bei Bedarf  

Wandelschuldverschreibungen, Options­

schuldverschreibungen, Genussrechte und/

oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente) unter 

Ausschluss des Bezugsrechts auszugeben, 

sollen die bestehende Ermächtigung und  

das bestehende bedingte Kapital (Bedingtes 

Kapital 2015) aufgehoben und durch eine 

neue Ermächtigung und ein neues beding­

tes Kapital (Bedingtes Kapital 2016) ersetzt  

werden.

        Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor 

zu beschließen:

        a)    Aufhebung der Ermächtigung vom  

30. April 2015 und entsprechende Auf­

hebung des Bedingten Kapitals 2015

                   Die Ermächtigung des Vorstands zur Aus­

gabe von Wandelschuldverschreibungen, 

Optionsschuldverschreibungen, Genuss­

rechten und/oder Gewinnschuldver­

schreibungen bzw. Kombinationen dieser 

Instrumente vom 30. April 2015 wird mit 

Wirksamkeit der unter nachstehendem 

lit. d) dieses Tagesordnungspunktes 8 

vorgeschlagenen Satzungsänderung auf­

gehoben. Der Beschluss der ordentlichen 

Hauptversammlung vom 30. April 2015 

über die Schaffung des Bedingten Kapi­

tals 2015 über EUR 177.053.114,00 gemäß  

§ 6 der Satzung wird mit Eintragung der 

unter nachstehendem lit. d) dieses Tages­

ordnungspunktes 8 vorgeschlagenen Sat­

zungsänderung aufgehoben.

        b)     Ermächtigung zur Ausgabe von  

Wandelschuldverschreibungen, Options­

schuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumen­

te) und zum Ausschluss des Bezugs­ 

rechts

                 aa)     Nennbetrag, Ermächtigungszeitraum, 

Aktienzahl
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                   Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zu­

stimmung des Aufsichtsrats bis zum  

11. Mai 2021 einmalig oder mehrmals auf 

den Inhaber oder auf den Namen lauten­

de Wandelschuldverschreibungen, Opti­

onsschuldverschreibungen, Genussrechte 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldver-

schreibungen“) im Gesamtnennbetrag 

von bis zu EUR 6.990.009.360,00 mit 

oder ohne Laufzeitbegrenzung zu bege­

ben und den Gläubigern bzw. Inhabern von 

Schuldverschreibungen Wandlungs­ oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

mit einem anteiligen Betrag des Grund­

kapitals von bis zu EUR 233.000.312,00 

nach näherer Maßgabe der jeweiligen 

Options­ bzw. Wandelanleihebedingun­

gen bzw. Genussrechtsbedingungen (im 

Folgenden jeweils „Bedingungen“) zu 

gewähren. Die jeweiligen Bedingungen 

können auch Pflichtwandlungen zum Ende 

der Laufzeit oder zu anderen Zeiten vorse­

hen, einschließlich der Verpflichtung zur 

Ausübung des Wandlungs­ oder Options­

rechts. Die Ausgabe von Schuldverschrei­

bungen kann auch ganz oder teilweise ge­

gen Erbringung einer Sacheinlage erfolgen.

                   Die Schuldverschreibungen können au­

ßer in Euro auch – unter Begrenzung auf 

den entsprechenden Euro­Gegenwert – in 

der gesetzlichen Währung eines OECD­ 

Landes begeben werden. Des Weiteren 

können die Schuldverschreibungen dane­

ben durch von der Gesellschaft abhängige 

oder im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz der Gesellschaft stehen­

de Gesellschaften begeben werden; in 

diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, 

für die abhängige oder im Mehrheitsbe­

sitz stehende Gesellschaft die Garantie 

für die Schuldverschreibungen zu über­

nehmen und den Gläubigern solcher 

Schuldverschreibungen Wandlungs­ oder 

Optionsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

zu gewähren, wobei diese auch die Ver­

pflichtung zur Ausübung der Wandlungs­ 

oder Optionsrechte enthalten können. 

Bei Emission der Schuldverschreibungen 

können bzw. werden diese im Regelfall in 

jeweils unter sich gleichberechtigte Teil­

schuldverschreibungen eingeteilt.

                  bb)     Bezugsrechtsgewährung,               Bezugsrechts­ 

ausschluss

                    Den Aktionären ist grundsätzlich ein Be­

zugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen. Die Schuldverschreibungen 

können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstitut(en) oder einem oder meh­

reren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b 
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Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über 

das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit 

der Verpflichtung übernommen werden, 

sie den Aktionären mittelbar im Sinne 

von § 186 Abs. 5 AktG zum Bezug anzu­

bieten (sog. mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt,  

das Bezugsrecht der Aktionäre auf die 

Schuldverschreibungen mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats auszuschließen,

                  (1)     um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 

auszunehmen;

                  (2)     soweit es erforderlich ist, um Inha­

bern von Schuldverschreibungen, 

die von der Gesellschaft oder einer 

abhängigen oder unmittelbaren bzw. 

mittelbar in Mehrheitsbesitz stehen ­ 

den Gesellschaft bereits ausgege­

ben wurden oder noch werden, ein 

Bezugsrecht in dem Umfang zu ge­

währen, wie es ihnen nach Ausübung  

der Options­ oder Wandlungsrechte 

bzw. nach Erfüllung von Wandlungs­  

oder Optionspflichten als Aktionär 

zustünde;

                  (3)    sofern die Schuldverschreibungen 

mit Wandlungs­ oder Optionsrech­

ten bzw. Wandlungs­ oder Options­

pflichten gegen Barleistung ausge­

geben werden und der Ausgabepreis 

den nach anerkannten finanzmathe­

matischen Methoden ermittelten 

Wert der Teilschuldverschreibungen 

nicht wesentlich im Sinne der §§ 221  

Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

unterschreitet. Diese Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss gilt je­

doch nur für Schuldverschreibungen 

mit Rechten auf Aktien, auf die ein 

anteiliger Betrag des Grundkapitals 

von insgesamt nicht mehr als 10 % 

des Grundkapitals entfällt, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksam­

werdens noch im Zeitpunkt der Aus­

übung dieser Ermächtigung. Auf diese 

Begrenzung von 10 % des Grundka­

pitals ist die Veräußerung eigener 

Aktien anzurechnen, sofern sie wäh­

rend der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halb­

satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 3  

Satz 4 AktG erfolgt. Ferner sind 

auf diese Begrenzung von 10 % des 

Grundkapitals diejenigen Aktien an­

zurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung aus genehmig­

tem Kapital unter Ausschluss des Be­

zugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 

in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben werden. Die gemäß 
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den vorstehenden Sätzen 3 und 4 

dieses Absatzes verminderte Höchst­

grenze wird mit Wirksamwerden  

einer nach der Verminderung von der 

Hauptversammlung beschlossenen 

neuen Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ge­

mäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG wieder erhöht, soweit die 

neue Ermächtigung reicht, höchstens 

aber bis zu 10 % des Grundkapitals 

nach den Vorgaben des Satzes 1 die­

ses Absatzes;

                  (4)    soweit sie gegen Sacheinlagen aus­

gegeben werden, sofern der Wert der 

Sacheinlage in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem nach vorstehenden 

lit. b), bb), (3) zu ermittelnden Wert 

der Schuldverschreibungen steht.

                    Die in den vorstehenden Absätzen ent­

haltenen Ermächtigungen zum Bezugs­

rechtsausschluss sind insgesamt auf  

einen Betrag, der 20 % des Grundkapitals 

nicht überschreitet, und zwar weder im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung noch im Zeitpunkt der Aus­

nutzung dieser Ermächtigung, beschränkt. 

Auf die vorgenannte 20 %­Grenze sind 

darüber hinaus auch eigene Aktien an­

zurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts veräußert werden, so­

wie diejenigen Aktien, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 

der Ermächtigung unter Tagesordnungs ­ 

punkt 9 der Hauptversammlung vom  

30. April 2015 oder aufgrund der Ermäch­

tigung unter Tagesordnungspunkt 7 der 

Hauptversammlung vom 12. Mai 2016 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der 

Aktionäre ausgegeben werden. Zudem 

sind auf die Höchstgrenze von 20 % des 

Grundkapitals diejenigen Aktien anzu­

rechnen, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung auf Grundlage anderer  

Kapitalmaßnahmen unter Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre ausge­

geben wurden, insbesondere aus dem  

Genehmigten Kapital 2013 sowie aus  

dem Genehmigten Kapital 2015. Die  

gemäß den vorstehenden Sätzen 2 und 3  

dieses Absatzes verminderte Höchst­

grenze wird mit Wirksamwerden einer 

nach der Verminderung von der Haupt­

versammlung beschlossenen neuen  

Ermächtigung zum Ausschluss des Be­

zugsrechts der Aktionäre wieder erhöht, 

soweit die neue Ermächtigung reicht, 

höchstens aber bis zu 20 % des Grund­

kapitals nach den Vorgaben des Satzes 1 

dieses Absatzes.
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                 cc)       Wandlungs­ und Optionsrechte

                  Im Fall der Ausgabe von Schuldverschrei­

bungen mit Wandlungsrecht können 

die Gläubiger ihre Schuldverschreibun­

gen nach Maßgabe der Bedingungen in 

Aktien der Gesellschaft wandeln. Das 

Wandlungsverhältnis ergibt sich aus 

der Division des Nennbetrags einer  

Teilschuldverschreibung durch den fest­

gesetzten Wandlungspreis für eine Aktie 

der Gesellschaft. Das Wandlungsver­

hältnis kann sich auch durch Division des 

unter dem Nennbetrag liegenden Ausga­

bepreises einer Teilschuldverschreibung 

durch den festgesetzten Wandlungspreis 

für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. 

Das Wandlungsverhältnis kann auf eine 

ganze Zahl auf­ oder abgerundet werden; 

ferner kann eine in bar zu leistende Zuzah­

lung festgelegt werden. Im Übrigen kann 

vorgesehen werden, dass Spitzen zusam­

mengelegt und/oder in Geld ausgeglichen 

werden. Die Bedingungen können auch 

ein variables Wandlungsverhältnis vorse­

hen. Der anteilige Betrag am Grundkapital 

der je Teilschuldverschreibung zu bezie­

henden Aktien darf den Nennbetrag der 

einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen.

                  Im Fall der Ausgabe von Optionsschuld­

verschreibungen werden jeder Teilschuld­

verschreibung ein oder mehrere Options­

scheine beigefügt, die den Inhaber nach 

näherer Maßgabe der vom Vorstand fest­

zulegenden Bedingungen zum Bezug von 

Aktien der Gesellschaft berechtigen. Die 

Optionsbedingungen können vorsehen, 

dass der Optionspreis ganz oder teilweise 

auch durch Übertragung von Teilschuld­

verschreibungen erbracht werden kann. 

Das Bezugsverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nennbetrags einer Teilschuld­

verschreibung durch den Optionspreis für 

eine Aktie der Gesellschaft. Das Bezugs­

verhältnis kann auf eine ganze Zahl auf­ 

oder abgerundet werden; ferner kann eine 

in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt 

werden. Im Übrigen kann vorgesehen wer­

den, dass Spitzen zusammengelegt und/

oder in Geld ausgeglichen werden. Die 

Bedingungen können auch ein variables 

Bezugsverhältnis vorsehen. Der anteilige 

Betrag am Grundkapital der je Teilschuld­

verschreibung zu beziehenden Aktien darf 

den Nennbetrag der einzelnen Teilschuld­

verschreibung nicht übersteigen.



20 Einladung Hauptversammlung 2016      Vonovia SE 

                 dd)      Wandlungs­ und Optionspflichten

                   Die Bedingungen der Schuldverschreibun­

gen können auch eine Wandlungs­ oder 

Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder 

zu einem anderen Zeitpunkt (jeweils auch 

„Endfälligkeit“) begründen oder das Recht 

der Gesellschaft vorsehen, bei Endfällig­

keit den Inhabern von Schuldverschrei­

bungen ganz oder teilweise anstelle der 

Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien 

der Gesellschaft zu gewähren. In diesen 

Fällen kann der Wandlungs­ oder Options­

preis für eine Aktie dem arithmetischen 

Durchschnitt der Schlusskurse der Aktie 

der Gesellschaft im XETRA­Handel (oder 

einem entsprechenden Nachfolgesystem) 

an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh­

rend der zehn (10) aufeinanderfolgenden 

Börsenhandelstage vor oder nach dem Tag 

der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn 

dieser unterhalb des unter nachstehen­

dem lit. b) ee) genannten Mindestpreises 

liegt.

                   Der anteilige Betrag des Grundkapitals der 

bei Endfälligkeit je Teilschuldverschrei­

bung auszugebenden Aktien darf den 

Nennbetrag der einzelnen Teilschuldver­

schreibung nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 in 

Verbindung mit § 199 Abs. 2 AktG sind zu 

beachten.

                 ee)     Wandlungs­ bzw. Optionspreis

                  Der jeweils festzusetzende Wandlungs­ 

oder Optionspreis für eine Aktie muss –  

mit Ausnahme der Fälle, in denen eine 

Options­ oder Wandlungspflicht vorge­

sehen ist – entweder mindestens 80 % 

des arithmetischen Durchschnitts der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 

XETRA­Handel (oder einem entsprechen­

den Nachfolgesystem) an den zehn (10) 

Börsenhandelstagen in Frankfurt am Main 

vor dem Tag der endgültigen Entschei­

dung des Vorstands über die Platzierung 

von Schuldverschreibungen bzw. über die 

Annahme oder Zuteilung durch die Gesell­

schaft im Rahmen einer Platzierung von 

Schuldverschreibungen betragen oder – 

für den Fall der Einräumung eines Bezugs­

rechts – mindestens 80 % des arithmeti­

schen Durchschnitts der Schlusskurse der 

Aktie der Gesellschaft im XETRA­Handel 

(oder einem entsprechenden Nachfol­

gesystem) während (i) der Tage, an denen 

die Bezugsrechte an der Wertpapierbörse 

Frankfurt gehandelt werden, mit Aus­

nahme der beiden letzten Börsenhandels ­ 

tage des Bezugsrechtshandels, oder (ii) 

der Tage ab Beginn der Bezugsfrist bis zum 

Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Bezugspreises entsprechen. §§ 9 Abs. 1 

und 199 AktG bleiben unberührt.
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                  Bei mit Wandlungs­ oder Optionsrech­

ten bzw. Wandlungs­ oder Optionspflich­

ten verbundenen Schuldverschreibungen 

kann der Wandlungs­ oder Optionspreis 

unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG aufgrund 

einer Verwässerungsschutzklausel nach 

näherer Bestimmung der Bedingungen 

dann ermäßigt werden, wenn die Gesell­

schaft während der Wandlungs­ oder 

Optionsfrist unter Einräumung eines Be­

zugsrechts an ihre Aktionäre das Grund­

kapital erhöht oder wenn die Gesellschaft 

weitere Schuldverschreibungen begibt 

bzw. sonstige Optionsrechte gewährt 

oder garantiert und den Inhabern von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs­ 

oder Optionsrechten bzw. Wandlungs­ 

oder Optionspflichten kein Bezugsrecht 

in dem Umfang eingeräumt wird, wie es 

ihnen nach Ausübung der Wandlungs­ 

oder Optionsrechte bzw. der Erfüllung 

von Wandlungs­ bzw. Optionspflichten 

zustünde. Die Ermäßigung des Options­ 

oder Wandlungspreises kann auch nach 

Maßgabe der näheren Bestimmungen der 

Schuldverschreibungen durch eine Bar­

zahlung bei Ausübung des Options­ oder 

Wandlungsrechts bzw. bei Erfüllung von 

Wandlungs­ bzw. Optionspflichten erfüllt 

werden. Die Bedingungen können auch für 

andere Maßnahmen, die zu einer Verwäs­

serung des Werts der Wandlungs­ oder 

Optionsrechte führen können (z. B. auch 

bei Zahlung einer Dividende), eine wert­

wahrende Anpassung des Wandlungs­ 

oder Optionspreises vorsehen. In jedem 

Fall darf der anteilige Betrag am Grund­

kapital der je Teilschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Nennbetrag der 

jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen.

                 ff)     Weitere Gestaltungsmöglichkeiten

                   Die Bedingungen können jeweils festlegen, 

dass im Fall der Wandlung oder Options­

ausübung bzw. bei Erfüllung der Options­ 

und Wandlungspflichten nach ihrer Wahl 

auch eigene Aktien, Aktien aus geneh­

migtem Kapital der Gesellschaft oder an­

dere Leistungen gewährt werden können. 

Ferner kann vorgesehen werden, dass die 

Gesellschaft im Fall der Wandlung oder 

Optionsausübung bzw. bei Erfüllung der 

Options­ und Wandlungspflichten den  

Inhabern der Schuldverschreibungen  

nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, 

sondern den Gegenwert in Geld zahlt  

oder börsennotierte Aktien einer anderen 

Gesellschaft gewährt.

                   Die Bedingungen können andererseits  

auch das Recht der Gesellschaft vorsehen, 

bei Fälligkeit der Schuldverschreibungen 



22 Einladung Hauptversammlung 2016      Vonovia SE 

den Inhabern der Schuldverschreibungen 

ganz oder teilweise anstelle der Zahlung  

des fälligen Geldbetrags Aktien der Ge­

sellschaft oder börsennotierte Aktien  

einer anderen Gesellschaft zu gewähren.

                   In den Bedingungen der Schuldverschrei­

bungen kann außerdem vorgesehen 

werden, dass die Zahl der bei Ausübung  

der Wandlungs­ oder Optionsrechte  

bzw. nach Erfüllung der Wandlungs­ oder 

Optionspflichten zu beziehenden Aktien 

variabel ist und/oder der Wandlungs­ 

oder Optionspreis innerhalb einer vom 

Vorstand festzulegenden Bandbreite in 

Abhängigkeit von der Entwicklung des Ak­

tienkurses oder als Folge von Verwässe­

rungsschutzbestimmungen während der 

Laufzeit verändert werden kann.

                 gg)     Ermächtigung zur Festlegung der wei­

teren Anleihebedingungen

                  Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren 

Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung 

der Schuldverschreibungen, insbesondere 

Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stü­

ckelung, Wandlungs­ oder Optionspreis 

und den Wandlungs­ oder Optionszeit­

raum festzusetzen bzw. im Einvernehmen 

mit den Organen der die Schuldverschrei­

bungen begebenden, abhängigen oder in 

unmittelbarem oder mittelbarem Mehr­

heitsbesitz stehenden Gesellschaft fest­

zulegen.

        c)   Bedingtes Kapital 2016

                     Zur Bedienung der aufgrund der von der 

Hauptversammlung vom 12. Mai 2016 

unter Tagesordnungspunkt 8 beschlosse­

nen Ausgabeermächtigung begebbaren 

Wandelschuldverschreibungen, Options­

schuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) 

(nachstehend gemeinsam „Schuldver-

schreibungen“) wird ein bedingtes Kapital 

geschaffen. 

                     Das Grundkapital ist um bis zu  

EUR 233.000.312,00 durch Ausgabe  

von bis zu 233.000.312 neuen, auf den  

Namen lautenden Stückaktien mit Ge­

winnberechtigung bedingt erhöht (Be­

dingtes Kapital 2016). 

                     Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur 

insoweit durchgeführt, wie die Inhaber 

bzw. Gläubiger von Schuldverschrei­

bungen, die von der Gesellschaft oder  

abhängigen oder im unmittelbaren oder 

mittelbaren Mehrheitsbesitz der Gesell­

schaft stehenden Gesellschaften aufgrund 
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des vorstehenden Ermächtigungsbe­

schlusses der Hauptversammlung aus ­ 

gegeben bzw. garantiert werden, von  

ihren Wandlungs­ oder Optionsrechten 

Gebrauch machen bzw. Wandlungs­  

oder Optionspflichten aus solchen  

Schuld verschreibungen erfüllen oder  

soweit die Gesellschaft anstelle der  

Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien  

der Gesellschaft gewährt und soweit  

die Wandlungs­ oder Optionsrechte  

bzw. Wandlungs­ oder Optionspflichten  

nicht durch eigene Aktien, durch Akti­

en aus genehmigtem Kapital oder durch  

andere Leistungen bedient werden.

                     Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 

zu dem nach Maßgabe der vorstehenden 

Ermächtigung jeweils festzulegenden 

Wandlungs­ oder Optionspreis.

                     Die neuen Aktien nehmen von dem  

Beginn des Geschäftsjahrs, in dem sie 

durch Ausübung von Wandlungs­ oder 

Optionsrechten, durch die Erfüllung von 

Wandlungs­ oder Optionspflichten oder 

durch Gewährung anstelle der Zahlung 

des fälligen Geldbetrags entstehen, und 

für alle nachfolgenden Geschäftsjahre am 

Gewinn teil; abweichend hiervon kann der 

Vorstand, sofern rechtlich zulässig, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats festlegen, 

dass die neuen Aktien vom Beginn des 

Geschäftsjahrs an, für das im Zeitpunkt 

der Ausübung von Wandlungs­ oder  

Optionsrechten, der Erfüllung von Wand­

lungs­ oder Optionspflichten oder der  

Gewährung anstelle des fälligen Geld­

betrags noch kein Beschluss der Haupt­

versammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am  

Gewinn teilnehmen. 

                     Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustim­

mung des Aufsichtsrats die weiteren Ein­

zelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen. 

                     Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, § 4.1 

und § 6.2 der Satzung entsprechend der 

jeweiligen Inanspruchnahme des beding­

ten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher 

Options­ und Wandlungsfristen zu ändern.

        d)   Satzungsänderung

                     § 6 (Bedingtes Kapital) der Satzung der 

Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:

„§ 6 Bedingtes Kapital

                     6.1      Zur Bedienung der aufgrund des von 

der Hauptversammlung vom 12. Mai 

2016 unter Tagesordnungspunkt 8 
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gefassten Ermächtigungsbeschlus­

ses begebbaren Wandelschuld­ 

verschreibungen, Optionsschuldver­

schreibungen, Genussrechten und/

oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instru­

mente) (nachstehend gemeinsam 

„Schuldverschreibungen“) wird ein 

bedingtes Kapital geschaffen.

                     6.2     Das Grundkapital ist um bis zu  

EUR 233.000.312,00 durch Ausgabe 

von bis zu 233.000.312 neuen, auf 

den Namen lautenden Stückaktien 

mit Gewinnberechtigung bedingt  

erhöht (Bedingtes Kapital 2016).

                     6.3     Die bedingte Kapitalerhöhung wird 

nur insoweit durchgeführt, wie die 

Inhaber bzw. Gläubiger von Schuld­

verschreibungen, die von der Ge­

sellschaft oder abhängigen oder 

im unmittelbaren oder mittelbaren 

Mehrheitsbesitz der Gesellschaft 

stehenden Gesellschaften aufgrund 

des vorstehenden Ermächtigungs­

beschlusses der Hauptversammlung 

ausgegeben bzw. garantiert werden, 

von ihren Wandlungs­ oder Opti­

onsrechten Gebrauch machen bzw. 

Wandlungs­ oder Optionspflichten 

aus solchen Schuldverschreibungen 

erfüllen oder soweit die Gesellschaft 

anstelle der Zahlung des fälligen 

Geldbetrags Aktien der Gesellschaft 

gewährt und soweit die Wandlungs­ 

oder Optionsrechte bzw. Wandlungs­ 

oder Optionspflichten nicht durch 

eigene Aktien, durch Aktien aus  

genehmigtem Kapital oder durch  

andere Leistungen bedient werden.

                     6.4    Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt 

zu dem nach Maßgabe des vorste­

henden Ermächtigungsbeschlusses 

der Hauptversammlung jeweils fest­

zulegenden Wandlungs­ oder Opti­

onspreis.

                     6.5      Die neuen Aktien nehmen von dem 

Beginn des Geschäftsjahrs, in dem 

sie durch Ausübung von Wand­

lungs­ oder Optionsrechten, durch 

die Erfüllung von Wandlungs­  

oder Optionspflichten oder durch 

Gewährung anstelle der Zahlung  

des fälligen Geldbetrags entste­

hen, und für alle nachfolgenden 

Geschäftsjahre am Gewinn teil; 

abweichend hiervon kann der Vor­

stand, sofern rechtlich zulässig, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats fest­

legen, dass die neuen Aktien vom 

Beginn des Geschäftsjahrs an, für 
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das im Zeitpunkt der Ausübung von 

Wandlungs­ oder Optionsrechten, 

der Erfüllung von Wandlungs­ oder 

Optionspflichten oder der Gewäh­

rung anstelle des fälligen Geldbetrags 

noch kein Beschluss der Hauptver­

sammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist, am 

Gewinn teilnehmen.

                     6.6     Der Vorstand wird ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchfüh­

rung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen.

                     6.7     Der Aufsichtsrat wird ermächtigt,  

§ 4.1 und § 6.2 der Satzung entspre­

chend der jeweiligen Inanspruch­

nahme des bedingten Kapitals und 

nach Ablauf sämtlicher Options­ und 

Wandlungsfristen zu ändern.“

        e)   Handelsregisteranmeldung

                      Der Vorstand wird angewiesen, die unter 

lit. a) beschlossene Aufhebung des in § 6 

der Satzung enthaltenen Bedingten Kapi­

tals 2015 und das unter lit. d) beschlos­

sene neue Bedingte Kapital 2016 mit der 

Maßgabe zur Eintragung in das Handels­

register anzumelden, dass zunächst die 

Aufhebung des Bedingten Kapitals 2015 

eingetragen wird, dies jedoch nur dann, 

wenn unmittelbar anschließend das neue 

Bedingte Kapital 2016 eingetragen wird.

                      Der Vorstand wird ermächtigt, die unter  

lit. a) beschlossene Aufhebung des in § 6 

der Satzung enthaltenen Bedingten Kapi­

tals 2015 und das unter lit. d) beschlosse­

ne neue Bedingte Kapital 2016 unabhängig 

von den übrigen Beschlüssen der Haupt­

versammlung zur Eintragung in das Han­

delsregister anzumelden.
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            Der Vorstand hat zu den Tagesordnungs­

punkten 7 und 8 jeweils einen Bericht über die 

Gründe für die Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre erstattet. 

Diese Berichte sind als Anlage dieser Ein­

ladung zur Hauptversammlung beigefügt. 

            Die für Aktiengesellschaften mit Sitz in 

Deutschland maßgeblichen Vorschriften,  

insbesondere des HGB und des AktG, finden 

auf die Vonovia SE aufgrund der Verwei­

sungsnormen der Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) 

ii), Art. 53 sowie Art. 61 der Verordnung (EG)  

Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Okto­ 

ber 2001 über das Statut der Europäischen 

Gesellschaft (SE) (SE­VO) Anwendung,  

soweit sich aus speziellen Vorschriften der 

SE­VO nichts anderes ergibt.

1.        Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im 

Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-

sammlung

            Zum Zeitpunkt der Einberufung der Haupt­

versammlung beträgt das Grundkapital der 

Gesellschaft EUR 466.000.624,00 und 

ist eingeteilt in 466.000.624 Stückaktien. 

Jede Stückaktie gewährt in der ordentlichen 

Hauptversammlung eine Stimme. Die Ge­

samtzahl der teilnahme­ und stimmberech­

tigten Aktien im Zeitpunkt der Einberufung 

beträgt somit 466.000.624. Die Gesellschaft 

hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine  

eigenen Aktien.

II. Berichte des Vorstands III.  Weitere Angaben zur Einberufung
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2.       Voraussetzungen für die Teilnahme an der 

Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts

            Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und 

zur Ausübung des Stimmrechts sind gemäß  

§ 15.1 der Satzung der Gesellschaft nur die­

jenigen Aktionäre – persönlich oder durch  

Bevollmächtigte – berechtigt, die sich zuvor 

bei der Gesellschaft rechtzeitig angemeldet 

haben und für die angemeldeten Aktien im 

Aktienregister eingetragen sind. Die Anmel­

dung muss der Gesellschaft spätestens bis 

Donnerstag, den 5. Mai 2016, 24:00 Uhr  

(MESZ), unter einer der nachfolgenden  

Adressen

             unter der Anschrift:

            Vonovia SE

            c/o HCE Haubrok AG

            Landshuter Allee 10

            80637 München

            oder 

            unter der Telefax­Nummer:

            +49 (0) 89 210 27 288

            oder 

            unter der E­Mail Adresse:

            anmeldung@hce.de

               in Textform (§ 126b Bürgerliches Gesetzbuch) 

in deutscher oder englischer Sprache zuge­

hen. 

            Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt dabei nach 

§ 67 Abs. 2 Satz 1 AktG als Aktionär nur,  

wer als solcher im Aktienregister eingetragen 

ist. Für die Ausübung des Teilnahme­ und 

Stimmrechts, einschließlich der Anzahl der 

einem Teilnahmeberechtigten in der Haupt­

versammlung zustehenden Stimmrechte, 

ist der im Aktienregister am Donnerstag,  

den 5. Mai 2016, 24:00 Uhr (MESZ)  

(technisch maßgeblicher Bestandsstichtag, 

sogenanntes Technical Record Date) einge ­ 

tragene Aktienbestand maßgeblich. Anträ­

ge auf Umschreibungen im Aktienregister,  

die der Gesellschaft in der Zeit von Freitag,  

den 6. Mai 2016, 00:00 Uhr (MESZ) bis ein­

schließlich Donnerstag, den 12. Mai 2016, 

24:00 Uhr (MESZ) zugehen, werden erst  

mit Wirkung nach der Hauptversammlung  

am 12. Mai 2016 verarbeitet und berücksich­

tigt.

            Durch eine Anmeldung zur Hauptversamm­

lung werden die Aktien nicht blockiert, die 

Aktionäre können über die Aktien auch nach 

erfolgter Anmeldung frei verfügen.

            Kreditinstitute und Aktionärsvereinigungen 

sowie sonstige diesen gemäß § 135 Abs. 8 
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bzw. § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125 

Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, Insti­ 

tute, Unternehmen oder Vereinigungen dür­

fen das Stimmrecht für Aktien, die ihnen  

nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im 

Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund 

einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben. 

Einzelheiten zu dieser Ermächtigung finden 

sich in § 135 AktG.

            Weitere Hinweise zum Anmeldeverfahren  

finden sich auf den den Aktionären über­

sandten Anmeldeunterlagen sowie auf  

der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://investoren.vonovia.de/hv.

3.       Verfahren für die Stimmabgabe durch einen 

Bevollmächtigten

             Aktionäre können ihr Stimmrecht in der 

Hauptversammlung nach entsprechender 

Vollmachtserteilung auch durch einen Bevoll­

mächtigten, beispielsweise ein Kreditinstitut, 

eine Aktionärsvereinigung oder einen sons­

tigen Dritten, ausüben lassen. Auch im Fall 

der Vertretung des Aktionärs sind die frist­

gerechte Anmeldung des Aktionärs und die 

Eintragung im Aktienregister wie vorstehend 

beschrieben erforderlich.

             Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und 

der Nachweis der Bevollmächtigung gegen­

über der Gesellschaft bedürfen der Textform, 

wenn weder ein Kreditinstitut noch eine Ak­

tionärsvereinigung oder diesen gemäß § 135 

Abs. 8 bzw. § 135 Abs. 10 in Verbindung mit 

§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, 

Institute, Unternehmen oder Vereinigungen 

zur Ausübung des Stimmrechts bevollmäch­

tigt werden.

             Werden Vollmachten zur Stimmrechtsaus­

übung an Kreditinstitute, Aktionärsverei­

nigungen oder ihnen gemäß § 135 Abs. 8 

bzw. § 135 Abs. 10 in Verbindung mit § 125  

Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, Institu­

te, Unternehmen oder Vereinigungen erteilt, 

besteht kein Textformerfordernis, jedoch ist 

die Vollmachtserklärung vom Bevollmächtig­

ten nachprüfbar festzuhalten. Näheres ergibt 

sich aus den gesetzlichen Bestimmungen, ins­

besondere aus § 135 AktG. Wir regen an, dass 

Aktionäre, die ein Kreditinstitut, eine Akti­

onärsvereinigung oder diesen gemäß § 135 

Abs. 8 bzw. § 135 Abs. 10 in Verbindung mit  

§ 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, 

Institute, Unternehmen oder Vereinigungen 

mit der Stimmrechtsausübung bevollmächti­

gen wollen, sich mit dem zu Bevollmächtigen­

den über die Form der Vollmacht abstimmen.

             Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine 

Person, so kann die Gesellschaft eine oder 

mehrere von diesen zurückweisen.
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             Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächti­

gen möchten, können den Nachweis der Be­

vollmächtigung in Textform an eine der oben 

unter Ziffer 2 genannten Adressen (posta­ 

lische Adresse, Faxnummer oder E­Mail­ 

Adresse) übermitteln. Zusätzlich wird das 

Formular für die Erteilung einer Vollmacht 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investoren.vonovia.de/hv zum Down­

load bereitgehalten. Zudem können die Ak­

tionäre alternativ ihre Vollmachtserteilung 

direkt online unter Nutzung des Internet­

services unter der vorgenannten Internet­

adresse vornehmen.

             Am Tag der Hauptversammlung kann dieser 

Nachweis auch an der Ein­ und Ausgangs­

kontrolle zur Hauptversammlung erbracht 

werden. Weitere Hinweise zum Vollmachts­

verfahren finden sich auf der Internetseite  

der Gesellschaft unter http://investoren. 

vonovia.de/hv.

             Verfahren für die Stimmabgabe durch  

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft

              Darüber hinaus hat die Gesellschaft als  

Service für ihre Aktionäre Frau Claudia 

Schneckenburger und Frau Sabrina Romes, 

beide HCE Haubrok AG, München, zu den von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechts­

vertretern (sog. Stimmrechtsvertreter) be­

nannt, welche Aktionäre ebenfalls mit der 

Ausübung des Stimmrechts bevollmächtigen 

können. 

              Die Stimmrechtsvertreter sind verpflichtet, 

weisungsgemäß abzustimmen; sie können die 

Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen 

ausüben. Dabei bitten wir zu beachten, dass 

die Stimmrechtsvertreter das Stimmrecht 

nur zu denjenigen Punkten der Tagesordnung 

ausüben können, zu denen Aktionäre eindeu­

tige Weisung erteilen, und dass die Stimm­

rechtsvertreter weder im Vorfeld noch wäh­

rend der Hauptversammlung Weisungen zu 

Verfahrensanträgen entgegennehmen kön­

nen. Ebenso wenig können die Stimmrechts­

vertreter Aufträge zu Wortmeldungen, zur 

Einlegung von Widersprüchen gegen Haupt­

versammlungsbeschlüsse oder zum Stellen 

von Fragen oder Anträgen entgegennehmen.
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              Die Erteilung einer solchen Vollmacht mit 

Weisungen an die Stimmrechtsvertreter ist 

im Vorfeld der Hauptversammlung mittels 

des zur Erteilung der Vollmacht auf dem An­

meldebogen enthaltenen Formulars möglich. 

Zusätzlich wird ein Formular für die Erteilung 

einer Vollmacht auf der Internetseite der  

Gesellschaft unter http://investoren.vonovia.

de/hv zum Download bereitgehalten. Zudem 

können die Aktionäre alternativ ihre Voll­

machtserteilung direkt online unter Nutzung 

des Internetservices unter der vorgenannten 

Internetadresse vornehmen. 

              Die Bevollmächtigung der Stimmrechtsver­

treter der Gesellschaft und die Erteilung von 

Weisungen an sie sind bis zum Mittwoch, den 

11. Mai 2016, 24:00 Uhr (MESZ) eingehend 

zu übermitteln; sie bedürfen der Textform. 

Die Bevollmächtigung und Weisungsertei­

lung an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter per Post, per Telefax 

oder auf elektronischem Weg (per E­Mail) 

sind an folgende Adresse zu richten:

              unter der Anschrift:

              Vonovia SE

              c/o HCE Haubrok AG

              Landshuter Allee 10

              80637 München

              oder 

              unter der Telefax­Nummer:

              +49 (0) 89 210 27 288

              oder 

              unter der E­Mail Adresse:

              vollmacht@hce.de

              oder 

              direkt online unter

              http://investoren.vonovia.de/hv

              In allen diesen Fällen ist der Zugang der Voll­

macht und Weisung, der Änderung oder des 

Widerrufs bei der Gesellschaft entscheidend. 

              Am Tag der Hauptversammlung können Voll­

machten und Weisungen an die Stimmrechts­

vertreter an der Ein­ und Ausgangskontrolle 

zur Hauptversammlung in Textform erteilt, 

geändert oder widerrufen werden.

              Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine  

Einzelabstimmung durchgeführt werden, 

ohne dass dies im Vorfeld der Hauptver­

sammlung mitgeteilt wurde, gilt die Weisung 

zu diesem Tagesordnungspunkt entspre­

chend für jeden Punkt der Einzelabstimmung.

              Die persönliche Teilnahme eines Aktionärs 

oder eines bevollmächtigten Dritten an der 
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Hauptversammlung gilt automatisch als  

Widerruf der zuvor an die Stimmrechtsver­

treter erteilten Vollmacht und Weisungen.

4.       Stimmabgabe durch Briefwahl

              Aktionäre können ihre Stimme – auch ohne 

an der Hauptversammlung teilzunehmen – 

per Briefwahl abgeben. Bei Ausübung des 

Stimmrechts durch Briefwahl ist Folgendes zu 

beachten:

              Briefwahlstimmen können in Textform an  

die Gesellschaft unter einer der oben für  

die Anmeldung angegebenen Adressen oder 

direkt online unter Nutzung des Internetser­

vices unter http://investoren.vonovia.de/hv  

bis zum Mittwoch, den 11. Mai 2016,  

24:00 Uhr (MESZ) abgegeben, geändert  

oder widerrufen werden. In allen diesen Fällen 

ist der Zugang der Briefwahlstimme bei der 

Gesellschaft entscheidend.

              Bitte beachten Sie, dass durch Briefwahl eine 

Abstimmung nur über Anträge möglich ist, zu 

denen es mit dieser Einberufung oder später 

bekanntgemachte Beschlussvorschläge von 

Vorstand und/oder Aufsichtsrat nach § 124 

Abs. 3 AktG oder von Aktionären nach § 124 

Abs. 1 AktG gibt, oder die nach den §§ 126, 

127 AktG zugänglich gemacht werden.

              Auch bevollmächtigte Kreditinstitute oder 

andere ihnen nach § 135 Abs. 8 oder Abs. 10 

AktG gleichgestellte Personen und Instituti­

onen (wie z.B. Aktionärsvereinigungen) kön­

nen sich der Briefwahl bedienen.

              Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Ein­

zelabstimmung durchgeführt werden, ohne 

dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung 

mitgeteilt wurde, gilt die Stimmabgabe per 

Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt 

entsprechend für jeden Punkt der Einzelab­

stimmung.

              Die persönliche Teilnahme eines Aktionärs 

oder eines Bevollmächtigten an der Haupt­

versammlung gilt automatisch als Widerruf 

der zuvor abgegebenen Briefwahlstimmen.

5.       Weitere Rechte der Aktionäre

a)      Anträge von Aktionären auf Ergänzung 

der Tagesordnung gemäß Art. 56 Satz 2 

und Satz 3 SE­VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122  

Abs. 2 AktG

                Ein oder mehrere Aktionäre, deren Anteile zu­

sammen fünf Prozent des Grundkapitals oder 

den anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 

(dies entspricht 500.000 Aktien) erreichen, 

können verlangen, dass Gegenstände auf  

die Tagesordnung gesetzt und bekannt ge­
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macht werden. Dieses Quorum ist gemäß  

Art. 56 Satz 3 SE­VO in Verbindung mit  

§ 50 Abs. 2 SE­Ausführungsgesetz für Ergän­

zungsverlangen der Aktionäre einer Euro­

päischen Aktiengesellschaft (SE) erforder ­ 

lich; § 50 Abs. 2 SE­Ausführungsgesetz ent­

spricht dabei inhaltlich der Regelung des  

§ 122 Abs. 2 AktG.

                Jedem neuen Gegenstand muss eine Begrün­

dung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 

                Ein solches Ergänzungsverlangen ist schrift­

lich an den Vorstand zu richten und muss 

der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor 

der Versammlung zugehen; der Tag des  

Zugangs und der Tag der Hauptversamm ­ 

lung sind dabei nicht mitzurechnen. Letzt­

möglicher Zugangstermin ist also Montag,  

der 11. April 2016, 24:00 Uhr (MESZ).  

Später zugegangene Ergänzungsverlangen 

werden nicht berücksichtigt.

                Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir, an 

folgende Adresse zu übermitteln:

                Vonovia SE

                ­ Vorstand ­

                Philippstraße 3

                44803 Bochum

                Bekanntzumachende Ergänzungen der  

Tagesordnung werden unverzüglich nach 

Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger 

bekannt gemacht. Sie werden außerdem 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://investoren.vonovia.de/hv bekannt ge­

macht und den Aktionären nach § 125 Abs. 1 

Satz 3, Abs. 2 AktG mitgeteilt.

b)      Gegenanträge von Aktionären gemäß § 126 

AktG

               Jeder Aktionär hat das Recht, in der Hauptver­

sammlung einen Gegenantrag gegen die Vor­

schläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat 

zu bestimmten Punkten der Tagesordnung zu 

stellen. 

           Gegenanträge, die der Gesellschaft unter 

der nachstehend angegebenen Adresse 

mindestens 14 Tage vor der Versammlung, 

wobei der Tag des Zugangs und der Tag  

der Hauptversammlung nicht mitzurech­

nen sind, also spätestens am Mittwoch, den  

27. April 2016, 24:00 Uhr (MESZ), zu­

gegangen sind, werden einschließlich 

des Namens des Aktionärs, der Begrün­

dung und einer etwaigen Stellungnah­

me der Verwaltung unverzüglich über 

die Internetseite der Gesellschaft unter  

http://investoren.vonovia.de/hv zugänglich 

gemacht (vgl. § 126 Abs. 1 Satz 3 AktG). Ge­
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genanträge ohne Begründung müssen nicht 

zugänglich gemacht werden.

           In § 126 Abs. 2 AktG nennt das Gesetz Grün­

de, bei deren Vorliegen ein Gegenantrag und 

dessen Begründung nicht über die Internet­

seite zugänglich gemacht werden müssen. 

Diese sind auf der Internetseite der Gesell­

schaft unter http://investoren.vonovia.de/hv 

beschrieben. Die Begründung braucht insbe­

sondere nicht zugänglich gemacht zu werden, 

wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen 

beträgt.

           Für die Übermittlung von Gegenanträgen 

nebst Begründung ist folgende Adresse aus­

schließlich maßgeblich:

                Vonovia SE

                ­ Rechtsabteilung ­

                Philippstraße 3

                44803 Bochum

                Telefax: +49 (0) 234 314 1508

                E­Mail: hauptversammlung@vonovia.de

           Anderweitig adressierte Gegenanträge müs­

sen nicht zugänglich gemacht werden.

c)      Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 127 

AktG

               Jeder Aktionär hat das Recht, in der Haupt­

versammlung Wahlvorschläge zur Wahl des  

Abschlussprüfers (Tagesordnungspunkt 5) 

und zur Wahl von Mitgliedern des Aufsichts­

rats (Tagesordnungspunkt 6) zu machen.

               Wahlvorschläge von Aktionären, die der 

Gesellschaft unter der nachstehend angege­

benen Adresse mindestens 14 Tage vor der 

Versammlung, wobei der Tag des Zugangs 

und der Tag der Hauptversammlung nicht 

mitzurechnen sind, also spätestens am Mitt-

woch, den 27. April 2016, 24:00 Uhr (MESZ),  

zugegangen sind, werden unverzüglich über 

die Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investoren.vonovia.de/hv zugänglich 

gemacht. Wahlvorschläge von Aktionären 

brauchen nicht zugänglich gemacht zu wer­

den, wenn sie nicht Namen, den ausgeübten 

Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen 

Person enthalten. Wahlvorschläge brauchen 

nicht begründet zu werden.

               In § 127 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 126 

Abs. 2 und § 127 Satz 3 in Verbindung mit  

§ 124 Abs. 3 Satz 4, § 125 Abs. 1 Satz 5 

AktG sind weitere Gründe genannt, bei 

deren Vorliegen die Wahlvorschläge von 

Aktionären nicht über die Internetseite zu­
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gänglich gemacht werden müssen. Diese 

sind auf der Internetseite der Gesellschaft  

unter http://investoren.vonovia.de/hv be­

schrieben.

               Für die Übermittlung von Wahlvorschlägen ist 

folgende Adresse ausschließlich maßgeblich:

                Vonovia SE

                ­ Rechtsabteilung ­

                Philippstraße 3

                44803 Bochum

                Telefax: +49 (0) 234 314 1508

                E­Mail: hauptversammlung@vonovia.de

               Anderweitig adressierte Wahlvorschläge 

müssen nicht zugänglich gemacht werden.

d)      Auskunftsrechte der Aktionäre

               Nach § 131 Abs. 1 AktG ist jedem Aktionär 

auf Verlangen in der Hauptversammlung vom 

Vorstand Auskunft über Angelegenheiten  

der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands 

der Tagesordnung erforderlich ist. Diese Aus­

kunftspflicht des Vorstands erstreckt sich 

auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu einem ver­

bundenen Unternehmen sowie auf die Lage 

des Konzerns und der in den Konzernab­

schluss einbezogenen Unternehmen.

               Unter bestimmten, in § 131 Abs. 3 AktG  

näher ausgeführten Voraussetzungen darf  

der Vorstand die Auskunft verweigern.  

Eine ausführliche Darstellung der Voraus ­ 

setzungen, unter denen der Vorstand  

die Auskunft verweigern darf, findet sich  

auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://investoren.vonovia.de/hv.

e)      Weitergehende Erläuterungen

               Weitergehende Erläuterungen zu den Rech­

ten der Aktionäre nach Art. 56 Satz 2 und 

Satz 3 SE­VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2,  

§ 126 Abs. 1, § 127 und § 131 Abs. 1 AktG sind 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

http://investoren.vonovia.de/hv abrufbar.

6.      Veröffentlichungen auf der Internetseite/ 

Ergänzende Informationen gemäß § 124a 

AktG

               Die Informationen und Unterlagen nach  

§ 124a AktG einschließlich der Einberufung 

der Hauptversammlung und des Geschäfts­

berichts 2015, Informationen zu den unter 

dem Tagesordnungspunkt 6 zur Wahl in 

den Aufsichtsrat bzw. zur Bestätigung vor­

geschlagenen Kandidaten, sowie sonstige, 

den Aktionären zugänglich zu machende 

Unter lagen, Anträge und weitere Informa­

tionen stehen vom Tag der Einberufung der  
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Hauptversammlung an zum Abruf auf 

der Internetseite der Gesellschaft unter  

http://investoren.vonovia.de/hv zur Verfü­

gung. 

               Sämtliche der Hauptversammlung kraft Ge­

setzes zugänglich zu machenden Informatio­

nen sind auch in der Hauptversammlung am 

Donnerstag, den 12. Mai 2016, zugänglich.

               Etwaige, im Sinne der vorgenannten Fristen, 

rechtzeitig bei der Gesellschaft eingehende 

und veröffentlichungspflichtige Gegenanträ­

ge, Wahlvorschläge und Ergänzungsverlan­

gen von Aktionären werden ebenfalls über 

die oben genannte Internetseite zugänglich 

gemacht werden.

                Düsseldorf/Bochum, im März 2016

                Vonovia SE

                Der Vorstand

***
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Anlage

zur Einladung  

zur ordentlichen Hauptversammlung  

der Vonovia SE  

am Donnerstag, den 12. Mai 2016,  

um 10:00 Uhr (MESZ)

Vonovia SE

Düsseldorf

ISIN DE000A1ML7J1 

WKN A1ML7J

Berichte des Vorstands zu den Tagesordnungs-

punkten 7 und 8 der ordentlichen Hauptver-

sammlung der Vonovia SE am Donnerstag, den 

12. Mai 2016

1.      Bericht des Vorstands zu Tagesordnungs-

punkt 7 (Beschlussfassung über die Aufhe-

bung des Genehmigten Kapitals 2015/II und 

des bestehenden § 5b der Satzung sowie über 

die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 

2016 mit der Möglichkeit zum Ausschluss 

des Bezugsrechts der Aktionäre und über die 

entsprechende Einfügung eines neuen § 5b in 

die Satzung) 

         Zu Tagesordnungspunkt 7 der Hauptver­

sammlung am 12. Mai 2016 schlagen Vor­

stand und Aufsichtsrat vor, das noch in Höhe 

von EUR 12.266.064,00 bestehende Ge­

nehmigte Kapital 2015/II aufzuheben und 

zusätzlich zu den insgesamt in Höhe von  

EUR 65.158.718,00 noch bestehenden geneh­

migten Kapitalia (Genehmigtes Kapital 2013 

und Genehmigtes Kapital 2015) ein weiteres 

genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 

2016) mit der Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts zu beschließen. Gemäß  

§ 203 Abs. 2 Satz 2 AktG i.V.m. § 186  

Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand  

zu Punkt 7 der Tagesordnung der Haupt­

versammlung über die Gründe für die Ermäch­

tigung zum Ausschluss des Bezugsrechts der 
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Aktionäre bei Ausgabe der neuen Aktien die­

sen Bericht. 

         Der Vorstand hat die ihm von der  

außer ordentlichen Hauptversammlung am  

30. Juni 2013 erteilte Ermächtigung, mit  

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund­

kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum  

29. Juni 2018 durch Ausgabe von bis zu 

111.111.111 neuen, auf den Namen lautenden 

Stückaktien gegen Bar­  und/oder Sacheinla­

gen einmalig oder mehrmals um insgesamt 

bis zu EUR 111.111.111,00 zu erhöhen (Geneh­

migtes Kapital 2013), in Höhe von insgesamt  

EUR 109.210.321,00 im Rahmen der im März 

und Oktober 2014 sowie im März und Mai 

2015 durchgeführten Kapitalerhöhungen teil­

weise ausgenutzt.

         Des Weiteren hat der Vorstand die von  

der ordentlichen Hauptversammlung am  

30. April 2015 erteilte Ermächtigung, mit  

Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund­

kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum 

29. April 2020 durch Ausgabe von bis zu 

170.796.534 neuen, auf den Namen lau­

tenden Stückaktien gegen Bar ­ und/oder 

Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um 

insgesamt bis zu EUR 170.796.534,00 zu er­

höhen (Genehmigtes Kapital 2015), insgesamt  

EUR 107.538.606,00 im Rahmen der im  

Juli 2015 durchgeführten Barkapitalerhöhung 

mit mittelbarem Bezugsrecht für die Aktionä­

re teilweise ausgenutzt.

         Die dem Vorstand von der außerordentlichen 

Hauptversammlung am 30. November 2015 

aus Anlass der erwogenen Übernahme der 

Deutsche Wohnen AG erteilte Ermächtigung 

(§ 5b der Satzung), mit Zustimmung des Auf­

sichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 

in der Zeit bis zum 30. November 2016 um bis 

zu EUR 12.266.064,00 einmalig oder mehr­

mals durch Ausgabe von bis zu 12.266.064 

auf den Namen lautende Stückaktien gegen 

Bar­ und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Ge­

nehmigtes Kapital 2015/II), wurde bislang 

nicht ausgenutzt. 

         Der deutsche Wohnimmobilienmarkt ist 

von einem starken Wettbewerb um attrak­

tive Wohnimmobilienportfolien geprägt. 

Dementsprechend ist die Gesellschaft dar­

auf angewiesen, auch zukünftig flexibel ihre  

Eigenmittel schnell und umfassend ver  ­ 

stärken zu können. Daher soll zusätzlich zu 

dem bestehen bleibenden restlichen Geneh­

migten Kapital 2013 sowie dem bestehen 

bleibenden restlichen Genehmigten Kapital 

2015 ein neues weiteres genehmigtes Kapital 

beschlossen und die Satzung entsprechend 

angepasst werden. Das Genehmigte Kapital 

2015/II soll aufgehoben werden.
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         Das zu Punkt 7 der Tagesordnung der Haupt­

versammlung am 12. Mai 2016 vorgeschlage­

ne neue genehmigte Kapital (Genehmigtes 

Kapital 2016) soll den Vorstand ermächtigen, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grund­

kapital der Gesellschaft in der Zeit bis zum  

11. Mai 2021 um bis zu EUR 167.841.594,00 

einmalig oder mehrmals durch Ausgabe von 

bis zu 167.841.594 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bar ­ und/oder 

Sacheinlagen zu erhöhen. Das Volumen des 

neuen Genehmigten Kapitals 2016 beträgt 

damit rund 36,02 % des derzeitigen Grund­

kapitals der Gesellschaft. Zusammen mit 

dem noch vorhandenen Genehmigten Kapi­

tal 2013 und dem Genehmigten Kapital 2015 

stünde dem Vorstand damit insgesamt ein 

geneh migtes Kapital in Höhe des gesetzlich 

zulässigen Höchstvolumens von 50 % des 

derzeitigen Grundkapitals der Gesellschaft 

zur Verfügung.

         Das Genehmigte Kapital 2016 soll der  

Gesellschaft ermöglichen, auch weiterhin 

kurzfristig das für die Fortentwicklung des 

Unternehmens erforderliche Kapital an den 

Kapitalmärkten durch die Ausgabe neuer Ak­

tien aufzunehmen und flexibel ein günstiges 

Marktumfeld zur Deckung eines künftigen 

Finanzierungsbedarfes schnell zu nutzen. 

Da Entscheidungen über die Deckung eines 

künftigen Kapitalbedarfs in der Regel kurz­

fristig zu treffen sind, ist es wichtig, dass die 

Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der 

jährlichen Hauptversammlungen oder von 

der langen Einberufungsfrist einer außer­

ordentlichen Hauptversammlung abhängig 

ist. Diesen Umständen hat der Gesetzgeber 

mit dem Instrument des „genehmigten Kapi­

tals“ Rechnung getragen.

         Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 

2016 zur Ausgabe von Aktien gegen Barein­

lagen steht den Aktionären grundsätzlich ein 

Bezugsrecht zu (§ 203 Abs. 1 Satz 1 in Verbin­

dung mit § 186 Abs. 1 AktG), wobei auch ein 

mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 

Abs. 5 AktG genügt. Die Ausgabe von Aktien 

unter Einräumung eines solchen mittelbaren 

Bezugsrechts ist bereits nach dem Gesetz 

nicht als Bezugsrechtsausschluss anzusehen. 

Den Aktionären werden letztlich die gleichen 

Bezugsrechte gewährt wie bei einem direkten 

Bezug. Aus abwicklungstechnischen Gründen 

werden lediglich ein oder mehrere Kreditin­

stitut(e) oder einem oder mehreren nach § 

53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder  

Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen an der Ab­

wicklung beteiligt.

         Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats in be­

stimmten Fällen das Bezugsrecht ausschlie­

ßen zu können:
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        (i)     Der Vorstand soll mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spit­

zenbeträge ausschließen können. Dieser 

Bezugsrechtsausschluss zielt darauf, die 

Abwicklung einer Emission mit grund­

sätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre zu 

erleichtern, weil dadurch ein technisch 

durchführbares Bezugsverhältnis darge­

stellt werden kann. Der Wert der Spitzen­

beträge ist je Aktionär in der Regel gering, 

deshalb ist der mögliche Verwässerungs­

effekt ebenfalls als gering anzusehen. 

Demgegenüber ist der Aufwand für die 

Emission ohne einen solchen Ausschluss 

deutlich höher. Der Ausschluss dient  

daher der Praktikabilität und der leichte­

ren Durchführung einer Emission. Die als 

freie Spitzen vom Bezugsrecht der Akti­

onäre ausgeschlossenen neuen Aktien 

werden entweder durch Verkauf an der 

Börse oder in sonstiger Weise bestmög­

lich für die Gesellschaft verwertet. Vor­

stand und Aufsichtsrat halten den mög­

lichen Ausschluss des Bezugsrechts aus 

diesen Gründen für sachlich gerechtfer­

tigt und unter Abwägung mit den Interes­

sen der Aktionäre auch für angemessen.

        (ii)     Zudem soll der Vorstand mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht aus­

schließen können, soweit es erforderlich 

ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Wandelschuldverschreibungen, Options­

schuldverschreibungen, Genussrechten 

und/oder Gewinnschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumen­

te) (nachstehend gemeinsam „Schuld­

verschreibungen“) ein Bezugsrecht auf 

neue Aktien zu gewähren. Schuldver­

schreibungen mit Wandlungs­ oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs­ oder 

Optionspflichten sehen in ihren Aus­

gabebedingungen regelmäßig einen Ver­

wässerungsschutz vor, der den Inhabern 

bzw. Gläubigern bei nachfolgenden Akti­

enemissionen und bestimmten anderen 

Maßnahmen ein Bezugsrecht auf neue 

Aktien gewährt. Sie werden damit so ge­

stellt, als seien sie bereits Aktionäre. Um 

die Schuldverschreibungen mit einem 

solchen Verwässerungsschutz ausstat­

ten zu können, muss das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf diese Aktien ausgeschlos­

sen werden. Das dient der leichteren 

Platzierung der Schuldverschreibungen 

und damit den Interessen der Aktionäre 

an einer optimalen Finanzstruktur der 

Gesellschaft. Zudem hat der Ausschluss 

des Bezugsrechts zugunsten der Inha­

ber bzw. Gläubiger von Schuldverschrei­

bungen den Vorteil, dass im Fall einer 

Ausnutzung der Ermächtigung der Op­

tions­ oder Wandlungspreis für die Inha­

ber bzw. Gläubiger bereits bestehender 
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Schuldverschreibungen nicht nach den 

jeweiligen Bedingungen der Schuldver­

schreibungen ermäßigt werden müssen. 

Dies ermöglicht einen höheren Zufluss an 

Mitteln und liegt daher im Interesse der 

Gesellschaft und ihrer Aktionäre.

        (iii)    Das Bezugsrecht kann ferner bei Bar­

kapitalerhöhungen ausgeschlossen wer­

den, wenn die Aktien zu einem Betrag 

ausgegeben werden, der den Börsenkurs 

nicht wesentlich unterschreitet und eine 

solche Kapitalerhöhung 10 % des Grund­

kapitals nicht überschreitet (erleichter­

ter Bezugsrechtsausschluss nach § 186  

Abs. 3 Satz 4 AktG). Die Ermächtigung 

versetzt die Gesellschaft in die Lage, 

flexibel auf sich bietende günstige Kapi­

talmarktsituationen zu reagieren und die 

neuen Aktien auch sehr kurzfristig, d. h. 

ohne das Erfordernis eines mindestens 

zwei Wochen dauernden Bezugsange­

bots, platzieren zu können. Der Aus­

schluss des Bezugsrechts ermöglicht ein 

sehr schnelles Agieren und eine Plat­

zierung nahe am Börsenkurs, d. h. ohne 

den bei Bezugsemissionen üblichen Ab­

schlag. Dadurch wird die Grundlage ge­

schaffen, einen möglichst hohen Veräu­

ßerungsbetrag und eine größtmögliche 

Stärkung der Eigenmittel zu erreichen. 

Die Ermächtigung zu dem erleichterten 

Bezugsrechtsauschluss findet ihre sach­

liche Rechtfertigung nicht zuletzt in dem 

Umstand, dass häufig ein höherer Mittel­

zufluss generiert werden kann.

                   Eine solche Kapitalerhöhung darf 10 % 

des Grundkapitals nicht übersteigen, das 

zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der 

Ermächtigung und auch zum Zeitpunkt  

ihrer Ausübung besteht. Der Beschluss­

vorschlag sieht zudem eine Anrechnungs­

klausel vor. Auf die maximal 10 % des 

Grundkapitals, die dieser Bezugsrechts­

ausschluss betrifft, sind diejenigen eige­

nen Aktien der Gesellschaft anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermäch­

tigung unter Ausschluss des Bezugs­

rechts der Aktionäre gemäß § 71 Abs. 1 

Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 2 i.V.m. § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG veräußert werden. Ferner 

sind auf diese Begrenzung von 10 % des 

Grundkapitals Aktien anzurechnen, die 

zur Bedienung von Schuldverschreibun­

gen mit Wandlungs ­ oder Optionsrechten 

bzw. mit Wandlungs ­ oder Optionspflich­

ten ausgegeben wurden oder auszugeben 

sind, sofern diese Schuldverschreibun­

gen in entsprechender Anwendung des 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung unter Aus­

schluss des Bezugsrechts ausgegeben 

wurden. Auf die Höchstgrenze von 10 % 
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des Grundkapitals sind zudem diejenigen 

Aktien anzurechnen, die während der 

Laufzeit dieser Ermächtigung auf Grund­

lage anderer Kapitalmaßnahmen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio­

näre in entsprechender Anwendung von  

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wur­

den, insbesondere aus dem Genehmigten  

Kapital 2013 sowie dem Genehmigten  

Kapital 2015. Diese Anrechnung ge­

schieht im Interesse der Aktionäre an 

einer möglichst geringen Verwässerung 

ihrer Beteiligung. Die gemäß der vorste­

hend dargestellten Anrechnungsklau­

sel verminderte Höchstgrenze wird mit 

Wirksamwerden einer nach der Vermin­

derung von der Hauptversammlung be­

schlossenen neuen Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts der Akti­

onäre gemäß oder entsprechend § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG wieder erhöht, soweit 

die neue Ermächtigung reicht, höchs­

tens aber bis zu 10 % des Grundkapitals 

nach den Vorgaben von Satz 1 dieses  

Ab satzes. Denn in diesem Fall bzw. 

in diesen Fällen hat die Hauptver­

sammlung erneut die Möglichkeit  

über einen erleichterten Bezugsrechts­ 

ausschluss zu entschieden, sodass  

der Grund der Anrechnung wieder  

entfallen ist. Mit Inkrafttreten der neu­

en Ermächtigung zum erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss fällt nämlich 

die durch die Ausnutzung der Ermäch­

tigung zur Ausgabe neuer Aktien bzw. 

zur Ausgabe von Schuldverschreibun­

gen bzw. die durch die Veräußerung 

eigener Aktien entstandene Sperre hin­

sichtlich der Ermächtigung zur Ausgabe  

der Schuldverschreibungen ohne Be­

zugsrecht der Aktionäre weg. Aufgrund  

der identischen Mehrheitsanforderun­

gen an einen solchen Beschluss ist in der  

erneuten Ermächtigung zum erleichter­

ten Bezugsrechtsausschluss – soweit die 

gesetzlichen Anforderungen eingehalten 

werden –zugleich auch eine Bestätigung 

hinsichtlich des Ermächtigungsbeschlus­

ses über die Schaffung des Genehmigten 

Kapitals 2016 zu sehen. Im Falle einer 

erneuten Ausübung einer Ermächtigung 

zum Bezugsrechtsausschluss in direkter 

oder entsprechender Anwendung von  

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt die  

Anrechnung erneut.

                   Der erleichterte Bezugsrechtsausschluss 

setzt zwingend voraus, dass der Aus­

gabepreis der neuen Aktien den Bör­

senkurs nicht wesentlich unterschreitet.  

Ein etwaiger Abschlag vom aktuellen  

Börsenkurs oder einem volumengewich­

teten Börsenkurs während einer ange­

messenen Anzahl von Börsentagen vor 
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der endgültigen Festsetzung des Aus ­ 

gabebetrags wird, vorbehaltlich be­

sonderer Umstände des Einzelfalls,  

voraussichtlich nicht über ca. 5 % des 

entsprechenden Börsenkurses liegen.  

Damit wird auch dem Schutzbedürfnis 

der Aktionäre hinsichtlich einer wert­

mäßigen Verwässerung ihrer Beteiligung 

Rechnung getragen. Durch diese Fest­

legung des Ausgabepreises nahe am 

Börsenkurs wird sichergestellt, dass der 

Wert, den ein Bezugsrecht für die neuen 

Aktien hätte, praktisch sehr gering ist.  

Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihre 

relative Beteiligung durch einen Zukauf 

über die Börse aufrechtzuerhalten. 

        (iv)    Das Bezugsrecht kann zudem bei Kapi­

talerhöhungen gegen Sacheinlagen aus­

geschlossen werden. Die Gesellschaft 

soll auch weiterhin insbesondere – aber 

ohne Beschränkung hierauf – Unterneh­

men, Unternehmensteile, Beteiligungen 

an Unternehmen (wobei dies auch im 

Wege der Verschmelzung oder anderer 

umwandlungsrechtlicher Maßnahmen 

erfolgen kann) und sonstige mit einem 

Akquisitionsvorhaben in Zusammenhang 

stehende Vermögensgegenstände (ein­

schließlich Forderungen), Immobilien und 

Immobilienportfolios erwerben können 

oder auf Angebote zu Akquisitionen bzw. 

Zusammenschlüssen reagieren können, 

um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu stärken 

sowie die Ertragskraft und den Unterneh­

menswert zu steigern. Weiterhin soll der 

Ausschluss des Bezugsrechts dazu die­

nen, Wandelschuldverschreibungen und/

oder Optionsschuldverschreibungen oder 

einer Kombination dieser Instrumente, die 

gegen Sacheinlage begeben werden, zu 

bedienen. Die Praxis zeigt, dass die An­

teilseigner attraktiver Akquisitionsobjekte 

zum Teil ein starkes Interesse haben –  

z. B. zur Wahrung eines gewissen Einflus­

ses auf den Gegenstand der Sacheinlage 

– (stimmberechtigte) Stückaktien der Ge­

sellschaft als Gegenleistung zu erwerben. 

Für die Möglichkeit, die Gegenleistung 

nicht ausschließlich in Barleistungen, son­

dern auch in Aktien oder nur in Aktien zu  

erbringen, spricht unter dem Gesichts­

punkt einer optimalen Finanzstruktur zu­ 

dem, dass in dem Umfang, in dem neue 

Aktien als Akquisitionswährung verwen­ 

det werden können, die Liquidität der 

Gesellschaft geschont, eine Fremdkapi­ 

talaufnahme vermieden wird und der  

bzw. die Verkäufer an zukünftigen Kurs­

chancen beteiligt werden. Das führt zu 

einer Verbesserung der Wettbewerbs­

position der Gesellschaft bei Akquisi­

tionen.
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                   Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft 

als Akquisitionswährung einzusetzen, 

gibt der Gesellschaft damit den notwen­

digen Handlungsspielraum, solche Akqui­

sitionsgelegenheiten schnell und flexibel 

zu ergreifen, und versetzt sie in die Lage, 

selbst größere Einheiten gegen Überlas­

sung von Aktien zu erwerben. Auch bei 

Wirtschaftsgütern (insbesondere Immo­

bilienportfolios bzw. Anteile an Immobi­

lienunternehmen) sollte es möglich sein, 

sie unter Umständen gegen Aktien zu er­

werben. Für beides muss das Bezugsrecht 

der Aktionäre ausgeschlossen werden 

können. Weil solche Akquisitionen häufig 

kurzfristig erfolgen müssen, ist es wich­

tig, dass sie in der Regel nicht von der nur 

einmal jährlich stattfindenden Hauptver­

sammlung beschlossen werden. Es bedarf 

eines genehmigten Kapitals, auf das der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts­

rats schnell zugreifen kann.

                   Entsprechendes gilt für die Bedienung 

von Wandlungs­ oder Optionsrechten 

bzw. Wandlungs­ oder Optionspflichten 

aus Schuldverschreibungen, die ebenfalls 

zum Zweck des Erwerbs von Unterneh­

men, Unternehmensteilen oder Beteili­

gungen an Unternehmen oder sonstigen 

Vermögensgegenständen auf der Grund­

lage der Ermächtigung unter Tagesord­

nungspunkt 8 der Hauptversammlung 

vom 12. Mai 2016 unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben 

werden. Die Ausgabe der neuen Aktien 

erfolgt dabei gegen Sacheinlagen, entwe­

der in Form der einzubringenden Schuld­

verschreibung oder in Form der auf die 

Schuldverschreibung geleisteten Sach­

leistung. Dies führt zu einer Erhöhung der 

Flexibilität der Gesellschaft bei der Bedie­

nung der Wandlungs­ oder Optionsrechte 

bzw. Wandlungs­ oder Optionspflichten. 

Das Angebot von Schuldverschreibun­

gen anstelle oder neben der Gewährung 

von Aktien oder von Barleistungen kann 

eine attraktive Alternative darstellen, die 

aufgrund ihrer zusätzlichen Flexibilität die 

Wettbewerbschancen der Gesellschaft 

bei Akquisitionen erhöht. Die Aktionäre 

sind durch das ihnen bei Begebung von 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs­ 

oder Optionsrechten bzw. Wandlungs­ 

oder Optionspflichten zustehende Be­

zugsrecht geschützt.

                   Die Fälle, in denen das Bezugsrecht für 

Schuldverschreibungen mit Wandlungs­

recht und ­pflicht ausgeschlossen werden 

kann, werden im Bericht zu Tagesord­

nungspunkt 8 der Hauptversammlung 

vom 12. Mai 2016 erläutert. Wenn sich 

Möglichkeiten zum Zusammenschluss 
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mit anderen Unternehmen oder zum 

Erwerb von Unternehmen, Unterneh­

mensteilen, oder Beteiligungen an Un­

ternehmen oder sonstigen Vermögens­

gegenständen zeigen, wird der Vorstand 

in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob er von 

der Ermächtigung zur Kapitalerhöhung 

durch Gewährung neuer Aktien Gebrauch 

machen soll. Dies umfasst insbeson­

dere auch die Prüfung der Bewertungs ­ 

relation zwischen der Gesellschaft und 

der er worbenen Unternehmensbeteili­

gung oder den sonstigen Vermögens­

gegenständen und die Festlegung des 

Ausgabepreises der neuen Aktien und 

der weiteren Bedingungen der Aktien­

ausgabe. Der Vorstand wird das geneh­

migte Kapital nur dann nutzen, wenn er 

der Überzeugung ist, dass der Zusam­

menschluss bzw. Erwerb des Unterneh­

mens, des Unternehmensanteils oder der 

Beteiligungserwerb gegen Gewährung 

von neuen Aktien im wohlverstandenen 

Interesse der Gesellschaft und ihrer Ak­

tionäre liegt. Der Aufsichtsrat wird seine 

erforderliche Zustimmung nur erteilen, 

wenn er ebenfalls zu dieser Überzeugung 

gelangt ist.

        (v)      Das Bezugsrecht kann zudem ausge­

schlossen werden zur Ausgabe von bis 

zu 2.500.000 neuen, auf den Namen 

lautenden Stückaktien gegen Bareinlage, 

soweit dies erforderlich ist, um Aktien an 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ge­

sellschaft oder mit ihr im Sinne von § 15 

AktG verbundenen Unternehmen unter 

Ausschluss der Mitglieder des Vorstands 

und des Aufsichtsrats der Gesellschaft 

sowie des Vorstands, des Aufsichtsrats 

und sonstiger Organwalter verbundener 

Unternehmen auszugeben. Hierdurch 

wird der Gesellschaft die Möglichkeit 

gegeben, die Leistungen ihrer Mitarbeite­

rinnen und Mitarbeiter und die der mit ihr 

verbundenen Unternehmen im Sinne von 

§ 15 AktG mit der Ausgabe von Aktien 

zu honorieren und die Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter so am Erfolg des Unter­

nehmens zu beteiligen. Das ist auch im 

Interesse der Aktionäre. Nur wenn das 

Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlos­

sen ist, ist es der Gesellschaft möglich, 

Aktien an Mitarbeiterinnen und Mitar­

beiter auszugeben. Die Aktionäre haben 

hingegen die Möglichkeit, ihren Anteil am 

Grundkapital der Gesellschaft jederzeit 

durch Zukäufe von Aktien über die Börse 

aufrechtzuerhalten.

        Die in den vorstehenden Absätzen (i) bis (v) 

beschriebenen Ermächtigungen zum Bezugs­

rechtsausschluss bei Kapitalerhöhungen ge­

gen Bar­ und/oder Sacheinlagen sind insge­
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samt beschränkt auf einen Betrag, der 20 % 

des Grundkapitals nicht überschreitet, und 

zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwer­

dens dieser Ermächtigung noch im Zeitpunkt 

der Ausnutzung dieser Ermächtigung. Auf 

die vorgenannte 20 %­Grenze sind darüber 

hinaus auch eigene Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts veräu­

ßert werden, sowie diejenigen Aktien, die 

zur Bedienung von Schuldverschreibungen 

ausgegeben werden, sofern die Schuldver­

schreibungen während der Laufzeit dieser Er­

mächtigung aufgrund der Ermächtigung unter 

Tagesordnungspunkt 10 der Hauptversamm­

lung vom 30. April 2015 unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre oder aufgrund 

der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 

8 der Hauptversammlung vom 12. Mai 2016 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio­

näre ausgegeben wurden. Auf die vorgenann­

te Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals 

sind zudem diejenigen Aktien anzurechnen, 

die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

auf Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio­

näre in entsprechender Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden, insbe­

sondere aus dem Genehmigten Kapital 2013 

sowie dem Genehmigten Kapital 2015. Durch 

die Beschränkung wird gleichzeitig auch eine 

mögliche Stimmrechtsverwässerung der vom 

Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre be­

grenzt. Die gemäß der vorstehend dargestell­

ten Anrechnungsklausel verminderte Höchst­

grenze wird mit Wirksamwerden einer nach 

der Verminderung von der Hauptversamm­

lung beschlossenen neuen Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung 

reicht, höchstens aber bis zu 20 % des Grund­

kapitals nach den Vorgaben von Satz 1 dieses 

Absatzes. Denn in diesem Fall bzw. in diesen 

Fällen hat die Hauptversammlung erneut die 

Möglichkeit über einen erleichterten Bezugs­

rechtsausschluss zu entschieden, sodass der 

Grund der Anrechnung wieder entfallen ist. 

Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

in den umschriebenen Grenzen erforderlich, 

geeignet, angemessen und im Interesse der 

Gesellschaft geboten.

        Sofern der Vorstand während eines Geschäfts­

jahres eine der vorstehenden Ermächtigungen 

zum Bezugsrechtsausschluss im Rahmen ei­

ner Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 

Kapital 2016 ausnutzt, wird er in der folgen­

den Hauptversammlung hierüber berichten.
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2.      Bericht des Vorstands zu Tagesord-

nungspunkt 8 (Beschlussfassung über  

die Aufhebung der bestehenden Ermäch - 

tigung zur Ausgabe von Wandelschuld - 

ver schreibungen, Optionsschuldverschrei-

bungen, Ge  nussrechten und/oder Gewinn-

schuld verschreibungen (bzw. Kombinatio-

nen dieser Instrumente) und des Bedingten 

Kapitals 2015 sowie über die Erteilung einer 

neuen Ermächtigung zur Ausgabe von Wan-

delschuldverschreibungen, Optionsschuld - 

verschreibungen, Genussrechten und/oder  

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kom-

binationen dieser Instrumente) mit der  

Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs-

rechts und über die Schaffung eines Be-

dingten Kapitals 2016 und entsprechende  

Änderung von § 6 der Satzung) 

        Zu Tagesordnungspunkt 8 der Hauptver­

sammlung am 12. Mai 2016 schlagen der  

Vorstand und der Aufsichtsrat vor, die be­

steh ende Ermächtigung zur Begebung von 

Options rechten, Options­  oder Wandelanlei­

hen, Genussrechten oder Gewinnschuldver­

schreibungen (bzw. einer Kombination die­

ser Instrumente) (zusammen im Folgenden 

auch „Schuldverschreibungen“) sowie das 

entsprechende Bedingte Kapital 2015 aufzu­

heben und eine neue Ermächtigung und ein 

neues bedingtes Kapital (Bedingtes Kapital 

2016) mit der Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts zu schaffen. Gemäß § 221  

Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186  

Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand zu 

Tagesordnungspunkt 8 der Hauptversamm­

lung über die Gründe für die Ermächtigung 

zum Ausschluss des Bezugsrechts der Aktio­

näre diesen Bericht:

        Der Vorstand wurde durch Beschluss  

der ordentlichen Hauptversammlung am  

30. April 2015 ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats bis zum 29. April 2020  

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder 

auf den Namen lautende Wandelschuldver­

schreibungen, Optionsschuldverschreibun­

gen, Genussrechte und/oder Gewinnschuld­

verschreibungen (bzw. eine Kombination 

dieser Instrumente) (zusammen im Folgen­

den auch „Ermächtigung 2015“) im Gesamt­

nennbetrag von bis zu EUR 5.311.000.000,00 

auszugeben und den Inhabern bzw. den 

Gläubigern Options­  oder Wandlungsrechte 

für Aktien der Gesellschaft mit einem antei­

ligen Betrag des Grundkapitals von insge­

samt bis zu EUR 177.053.114,00 zu gewähren.  

Zur Bedienung der Ermächtigung 2015  

wurde ein Bedingtes Kapital 2015 in Höhe von 

EUR 177.053.114,00 geschaffen (§ 6 Abs. 2 

der Satzung), das bis zum Tag der Veröffent­

lichung der Einladung zu dieser Hauptver­

sammlung in dieser Höhe fortbesteht.
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        Vorstand und Aufsichtsrat halten es unter 

anderem zur Erhöhung der Flexibilität für 

zweckmäßig, die bestehende Ermächtigung 

2015 sowie das bestehende Bedingte Kapi­

tal 2015 aufzuheben und durch eine neue  

Ermächtigung und ein neues bedingtes Kapi­

tal (Bedingtes Kapital 2016) zu ersetzen.

        Um das Spektrum der möglichen Kapital­

marktinstrumente, die Wandlungs ­ oder  

Optionsrechte verbriefen, auch entsprechend  

nutzen zu können, erscheint es sachge­

recht, das zulässige Emissionsvolumen in der  

Ermächtigung auf EUR 6.990.009.360,00 

festzulegen und die Ermächtigung für eine 

fünfjährige Laufzeit bis zum 11. Mai 2021 zu  

erteilen. Das bedingte Kapital, das der Erfül­

lung der Wandlungs­  und Optionsrechte dient, 

soll EUR 233.000.312,00 (dies entspricht 

50 % des derzeitigen Grundkapitals der Ge­

sellschaft) betragen. Mit diesem bedingten 

Kapital wird sichergestellt, dass der Ermäch­

tigungsrahmen des Emissionsvolumens auch 

ausgenutzt werden kann. Die Anzahl der  

Aktien, die zur Bedienung von Wandlungs­  

oder Optionsrechten, Wandlungs ­ oder Opti­

onspflichten oder zur Gewährung von Aktien 

anstelle des fälligen Geldbetrags aus einer 

Schuldverschreibung mit einem bestimmten 

Emissionsvolumen notwendig ist, hängt in der 

Regel vom Börsenkurs der Aktie der Gesell­

schaft im Zeitpunkt der Emission der Schuld­

verschreibung ab. Wenn bedingtes Kapital in 

ausreichendem Umfang zur Verfügung steht, 

ist die Möglichkeit zur vollständigen Ausnut­

zung des Ermächtigungsrahmens für die Be­

gebung von Schuldverschreibungen gesichert.

        Vorteil solcher Finanzierungsinstrumente

        Eine angemessene Kapitalausstattung ist eine 

wesentliche Grundlage für die Entwicklung 

des Unternehmens. Durch die Ausgabe von 

Wandel­  und Optionsschuldverschreibungen  

kann die Gesellschaft je nach Marktlage  

attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nut­

zen, um dem Unternehmen Kapital mit  

niedriger laufender Verzinsung zufließen zu 

lassen. Durch die Ausgabe von Genussrech­

ten mit Wandlungs ­ oder Optionsrechten 

kann die Verzinsung z. B. auch an die laufende  

Dividende der Gesellschaft angelehnt werden. 

Die erzielten Wandlungs­  und Optionsprämi­

en kommen der Gesellschaft bei der Ausgabe 

zugute. Die Praxis zeigt, dass einige Finanzie­

rungsinstrumente auch erst durch die Gewäh­

rung von Options­  oder Wandlungsrechten 

platzierbar werden.

        Wandlungs- beziehungsweise Optionspreis 

        Der jeweils festzusetzende Wandlungs­ oder 

Optionspreis für eine Aktie muss – mit Aus­

nahme der Fälle, in denen eine Options­ oder 
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Wandlungspflicht vorgesehen ist – entweder 

mindestens 80 % des arithmetischen Durch­

schnitts der Schlusskurse der Aktie der Ge­

sellschaft im XETRA­Handel (oder einem 

entsprechenden Nachfolgesystem) an den 

zehn (10) Börsenhandelstagen in Frankfurt 

am Main vor dem Tag der endgültigen Ent­

scheidung des Vorstands über die Platzierung 

von Schuldverschreibungen bzw. über die An­

nahme oder Zuteilung durch die Gesellschaft 

im Rahmen einer Platzierung von Schuldver­

schreibungen betragen oder – für den Fall der 

Einräumung eines Bezugsrechts – mindestens 

80 % des arithmetischen Durchschnitts der 

Schlusskurse der Aktie der Gesellschaft im 

XETRA­Handel (oder einem entsprechenden 

Nachfolgesystem) während (i) der Tage, an 

denen die Bezugsrechte an der Wertpapier­

börse Frankfurt gehandelt werden, mit Aus­

nahme der beiden letzten Börsenhandelstage 

des Bezugsrechtshandels, oder (ii) der Tage 

ab Beginn der Bezugsfrist bis zum Zeitpunkt 

der endgültigen Festlegung des Bezugsprei­

ses entsprechen. §§ 9 Abs. 1 und 199 AktG 

bleiben unberührt. Bei mit Wandlungs­ oder 

Optionsrechten bzw. Wandlungs­ oder Opti­

onspflichten verbundenen Schuldverschrei­

bungen kann der Wandlungs­ oder Options­

preis unbeschadet der §§ 9 Abs. 1, 199 AktG 

aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel 

nach näherer Bestimmung der Bedingungen 

dann ermäßigt werden, wenn die Gesellschaft 

während der Wandlungs­ oder Optionsfrist 

unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre 

Aktionäre das Grundkapital erhöht oder wenn 

die Gesellschaft weitere Schuldverschrei­

bungen begibt bzw. sonstige Optionsrechte 

gewährt oder garantiert und den Inhabern 

von Schuldverschreibungen mit Wandlungs­ 

oder Optionsrechten bzw. Wandlungs­ oder 

Optionspflichten kein Bezugsrecht in dem 

Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach 

Ausübung der Wandlungs­ oder Optionsrech­

te bzw. der Erfüllung von Wandlungs­ bzw. 

Optionspflichten zustünde. Die Ermäßigung 

des Options­ oder Wandlungspreises kann 

auch nach Maßgabe der näheren Bestim­

mungen der Schuldverschreibungen durch 

eine Barzahlung bei Ausübung des Options­ 

oder Wandlungsrechts bzw. bei Erfüllung von 

Wandlungs­ bzw. Optionspflichten erfüllt 

werden. Die Bedingungen können auch für an­

dere Maßnahmen, die zu einer Verwässerung 

des Werts der Wandlungs­ oder Optionsrech­

te führen können (z. B. auch bei Zahlung einer 

Dividende), eine wertwahrende Anpassung 

des Wandlungs­ oder Optionspreises vor­

sehen. In jedem Fall darf der anteilige Betrag 

am Grundkapital der je Teilschuldverschrei­

bung zu beziehenden Aktien den Nennbetrag 

der jeweiligen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen.
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        Bezugsrecht der Aktionäre und Bezugsrechts-

ausschluss

        Den Aktionären ist bei der Begebung  

von Schuldverschreibungen grundsätzlich ein 

Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen 

einzuräumen (§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs. 1 

AktG). Der Vorstand kann von der Möglichkeit 

Gebrauch machen, Schuldverschreibungen an 

ein oder mehrere Kreditinstitut(e) oder einem 

oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder  

§ 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen 

Unternehmen mit der Verpflichtung auszuge­

ben, den Aktionären die Schuldverschreibun­

gen entsprechend ihrem Bezugsrecht anzu­

bieten (sog. mittelbares Bezugsrecht gemäß  

§ 186 Abs. 5 AktG). Es handelt sich hierbei 

nicht um eine Beschränkung des Bezugsrechts 

der Aktionäre. Den Aktionären werden letzt­

lich die gleichen Bezugsrechte gewährt wie 

bei einem direkten Bezug. Aus abwicklungs­

technischen Gründen werden lediglich ein 

oder mehrere Kreditinstitute an der Abwick­

lung beteiligt. 

        Der Vorstand kann jedoch mit Zustimmung  

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht in be­

stimmten Fällen ausschließen:

        (i)      Der Vorstand soll mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats das Bezugsrecht für Spit­

zenbeträge ausschließen können. Dieser 

Bezugsrechtsausschluss zielt darauf, die 

Abwicklung einer Emission mit grund­

sätzlichem Bezugsrecht der Aktionäre zu 

erleichtern, weil dadurch ein technisch 

durchführbares Bezugsverhältnis darge­

stellt werden kann. Der Wert der Spitzen­

beträge ist je Aktionär in der Regel gering, 

deshalb ist der mögliche Verwässerungs­

effekt ebenfalls als gering anzusehen. 

Demgegenüber ist der Aufwand für die 

Emission ohne einen solchen Ausschluss 

deutlich höher. Der Ausschluss dient da­

her der Praktikabilität und der leichteren 

Durchführung einer Emission. Vorstand 

und Aufsichtsrat halten den möglichen 

Ausschluss des Bezugsrechts aus diesen 

Gründen für sachlich gerechtfertigt und 

unter Abwägung mit den Interessen der 

Aktionäre auch für angemessen.

        (ii)      Weiterhin soll das Bezugsrecht der Ak­

tionäre mit Zustimmung des Aufsichts­

rats ausgeschlossen werden können, 

um den Inhabern bzw. Gläubigern von 

Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht 

in dem Umfang einzuräumen, wie es  

ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs­ 

oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 

ihrer Wandlungs­ oder Optionspflichten 

zustünde. Dies bietet die Möglichkeit, 

anstelle einer Ermäßigung des Options­ 

bzw. Wandlungspreises den Inhabern 
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bzw. Gläubigern von zu diesem Zeitpunkt 

bereits ausgegebenen oder noch aus­

zugebenden Schuldverschreibungen ein 

Bezugsrecht als Verwässerungsschutz 

gewähren zu können. Es entspricht dem 

Marktstandard, Schuldverschreibungen 

mit einem solchen Verwässerungsschutz 

auszustatten.

        (iii)     Zudem soll der Vorstand in sinngemäßer 

Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

ermächtigt sein, bei einer Ausgabe von 

Schuldverschreibungen gegen Barleis­

tung das Bezugsrecht mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats auszuschließen, wenn 

der Ausgabepreis der Schuldverschrei­

bungen ihren Marktwert nicht wesentlich 

unterschreitet. Dies kann zweckmäßig 

sein, um günstige Börsensituationen 

rasch wahrnehmen und eine Schuldver­

schreibung schnell und flexibel zu attrak­

tiven Konditionen am Markt platzieren 

zu können. Da die Aktienmärkte volatil 

sein können, hängt die Erzielung eines 

möglichst vorteilhaften Emissionsergeb­

nisses in verstärktem Maße oft davon ab, 

ob auf Marktentwicklungen kurzfristig 

reagiert werden kann. Günstige, mög­

lichst marktnahe Konditionen können in 

der Regel nur festgesetzt werden, wenn 

die Gesellschaft an diese nicht für einen 

zu langen Angebotszeitraum gebunden 

ist. Bei Bezugsrechtsemissionen ist, um 

die Erfolgschancen der Emission für den 

gesamten Angebotszeitraum sicherzu­

stellen, in der Regel ein nicht unerheb­

licher Sicherheitsabschlag erforderlich. 

Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 

Veröffentlichung des Bezugspreises (und 

damit bei Options­ und Wandelanleihen 

der Konditionen dieser Anleihe) bis zum 

drittletzten Tag der Bezugsfrist. Ange­

sichts der Volatilität der Aktienmärkte 

besteht aber auch dann ein Marktrisiko 

über mehrere Tage, welches zu Sicher­

heitsabschlägen bei der Festlegung der 

Anleihekonditionen führt. Auch ist bei 

der Gewährung eines Bezugsrechts  

wegen der Ungewissheit der Ausübung 

(Bezugsverhalten) eine alternative Plat­ 

zierung bei Dritten erschwert bzw.  

mit zusätzlichem Aufwand verbunden. 

Schließlich kann bei Einräumung eines 

Bezugsrechts die Gesellschaft wegen  

der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfris­

tig auf eine Veränderung der Marktver­

hältnisse reagieren, was zu einer für die 

Gesellschaft ungünstigeren Kapitalbe­

schaffung führen kann.

                    Die Interessen der Aktionäre werden 

dadurch gewahrt, dass die Schuldver­

schreibungen nicht wesentlich unter 

dem Marktwert ausgegeben werden.  
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Der Marktwert ist nach anerkannten  

finanzmathematischen Grundsätzen zu 

ermitteln. Der Vorstand wird bei seiner 

Preisfestsetzung unter Berücksichtigung 

der jeweiligen Situation am Kapitalmarkt 

den Abschlag vom Marktwert so gering 

wie möglich halten. Damit wird der rech­

nerische Wert eines Bezugsrechts so  

gering sein, dass den Aktionären durch 

den Bezugsrechtsausschluss kein nen­

nenswerter wirtschaftlicher Nachteil  

entstehen kann.

                    Eine marktgerechte Konditionenfest­

setzung und damit die Vermeidung einer 

nennenswerten Wertverwässerung kön­

nen auch erfolgen, indem der Vorstand 

ein sog. Bookbuilding­Verfahren durch­

führt. Bei diesem Verfahren werden die 

Investoren gebeten, auf der Grundlage 

vorläufiger Anleihebedingungen Kaufan­

träge zu übermitteln und dabei z. B. den 

für marktgerecht erachteten Zinssatz 

und/oder andere ökonomische Kompo­

nenten zu spezifizieren. Nach Abschluss 

der Bookbuilding­Periode werden auf 

der Grundlage der von Investoren abge­

gebenen Kaufanträge die bis dahin noch 

offenen Bedingungen, z. B. der Zinssatz, 

marktgerecht gemäß dem Angebot und 

der Nachfrage festgelegt. Auf diese Wei­

se wird der Gesamtwert der Schuldver­

schreibungen marktnah bestimmt. Durch 

ein solches Bookbuilding­Verfahren kann 

der Vorstand sicherstellen, dass eine 

nennenswerte Verwässerung des Werts 

der Aktien durch den Bezugsrechtsaus­

schluss nicht eintritt.

                    Die Aktionäre haben zudem die Mög­

lichkeit, ihren Anteil am Grundkapital 

der Gesellschaft zu annähernd gleichen 

Bedingungen durch Erwerb über die Bör­

se aufrechtzuerhalten. Dadurch werden 

ihre Vermögensinteressen angemessen 

gewahrt. Die Ermächtigung zum Bezugs­

rechtsausschluss gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

gilt nur für Schuldverschreibungen mit 

Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger 

Betrag des Grundkapitals von insgesamt 

nicht mehr als 10 % des Grundkapitals 

entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des 

Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung. 

                    Auf diese Begrenzung ist die Veräuße­

rung eigener Aktien anzurechnen, sofern 

sie während der Laufzeit dieser Ermächti­

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 Halbsatz 

2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG erfolgt. 

Ferner sind auf diese Begrenzung dieje­

nigen Aktien anzurechnen, die während 
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der Laufzeit dieser Ermächtigung aus ge­

nehmigtem Kapital unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 203 Abs. 2 Satz 1 

i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege­

ben werden. Diese Anrechnung geschieht 

im Interesse der Aktionäre an einer 

möglichst geringen Verwässerung ihrer 

Beteiligung. Die gemäß der vorstehend 

dargestellten Anrechnungsklausel ver­

minderte Höchstgrenze wird mit Wirk­

samwerden einer nach der Verminderung 

von der Hauptversammlung beschlos­

senen neuen Ermächtigung zum Aus­

schluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3  

Satz 4 AktG wieder erhöht, soweit die neue  

Ermächtigung reicht, höchstens aber bis zu  

10 % des Grundkapitals nach den Vor­

gaben von Satz 1 der Anrechnungsklau­

sel. Denn in diesem Fall bzw. in diesen  

Fällen hat die Hauptversammlung erneut 

die Möglichkeit über einen erleichterten 

Bezugsrechtsausschluss zu entschieden, 

sodass der Grund der Anrechnung wieder 

entfallen ist. Mit Inkrafttreten der neuen 

Ermächtigung zum erleichterten Bezugs­

rechtsausschluss fällt nämlich die durch 

die Ausnutzung der Ermächtigung zur 

Ausgabe neuer Aktien bzw. die durch die 

Veräußerung eigener Aktien entstande­

ne Sperre hinsichtlich der Ermächtigung 

zur Ausgabe der Schuldverschreibungen 

ohne Bezugsrecht der Aktionäre weg. 

Aufgrund der identischen Mehrheitsan­

forderungen an einen solchen Beschluss 

ist in der erneuten Ermächtigung zum 

erleichterten Bezugsrechtsausschluss – 

soweit die gesetzlichen Anforderungen 

eingehalten werden – zugleich auch eine 

Bestätigung hinsichtlich des Ermächti­

gungsbeschlusses über die Ausgabe von 

Schuldverschreibungen nach dem Tages­

ordnungspunkt 8 der Hauptversammlung 

am 12. Mai 2016 gemäß § 221 Abs. 4  

Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu 

sehen. Im Falle einer erneuten Ausübung 

einer Ermächtigung zum Bezugsrechts­

ausschluss in direkter oder entsprechen­

der Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG erfolgt die Anrechnung erneut.

        (iv)     Die Ausgabe von Schuldverschreibungen 

kann auch gegen Sacheinlagen erfolgen, 

sofern dies im Interesse der Gesellschaft 

liegt. In diesem Fall ist der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Auf­

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktio­

näre auszuschließen, sofern der Wert 

der Sacheinlage in einem angemessenen 

Verhältnis zu dem nach anerkannten  

finanzmathematischen Grundsätzen zu 

ermittelnden theoretischen Marktwert 

der Schuldverschreibungen steht. Dies 

eröffnet die Möglichkeit, Schuldverschrei­
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bungen in geeigneten Einzelfällen auch 

als Akquisitionswährung einsetzen zu 

können, z. B. im Zusammenhang mit dem 

Erwerb von Unternehmen, Unterneh­

mensbeteiligungen (wobei dies auch im 

Wege der Verschmelzung oder anderer 

umwandlungsrechtlicher Maßnahmen er­

folgen kann) oder sonstigen Wirtschafts­

gütern. So hat sich in der Praxis gezeigt, 

dass es in Verhandlungen vielfach not­

wendig ist, die Gegenleistung nicht in 

Geld, sondern auch oder ausschließlich 

in anderer Form bereitzustellen. Die Mög­

lichkeit, Schuldverschreibungen als Ge­

genleistung anbieten zu können, schafft 

damit einen Vorteil im Wettbewerb  

um interessante Akquisitionsobjekte  

sowie den notwendigen Spielraum, sich 

bietende Gelegenheiten zum Erwerb  

von – selbst größeren – Unternehmen,  

Unternehmensbeteiligungen oder sons­

tigen Wirtschaftsgütern liquiditätsscho­

nend ausnutzen zu können. Dies kann 

auch unter dem Gesichtspunkt einer  

optimalen Finanzierungsstruktur sinnvoll 

sein. Der Vorstand wird in jedem Einzelfall 

sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächti­

gung zur Begebung von Schuldverschrei­

bungen mit Wandel­  oder Optionsrechten 

bzw. Wandel ­ oder Optionspflichten ge­

gen Sacheinlagen mit Bezugsrechtsaus­

schluss Gebrauch machen wird. Er wird 

dies nur dann tun, wenn dies im Interesse 

der Gesellschaft und damit ihrer Aktio­

näre liegt.

         Die in den vorstehenden Absätzen (i) bis (iv) 

beschriebenen Ermächtigungen zum Bezugs­

rechtsausschluss sind insgesamt auf einen 

Betrag, der 20 % des Grundkapitals nicht 

überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt 

des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

noch im Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Er­

mächtigung, beschränkt. Auf die vorgenannte 

20 % ­Grenze sind darüber hinaus auch eigene 

Aktien anzurechnen, die während der Laufzeit 

dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Be­

zugsrechts veräußert werden, sowie diejeni­

gen Aktien, die während der Laufzeit dieser Er­

mächtigung aufgrund der Ermächtigung unter 

Tagesordnungspunkt 9 der Hauptversamm­

lung vom 30. April 2015 unter Ausschluss des 

Bezugsrechts der Aktionäre oder aufgrund 

der Ermächtigung unter Tagesordnungspunkt 

7 der Hauptversammlung vom 12. Mai 2016 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Ak­

tionäre ausgegeben werden. Zudem sind auf 

die Höchstgrenze von 20 % des Grundkapitals 

zudem diejenigen Aktien anzurechnen, die 

während der Laufzeit dieser Ermächtigung auf 

Grundlage anderer Kapitalmaßnahmen unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in 

entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wurden, insbesonde­
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re aus dem Genehmigten Kapital 2013 sowie 

aus dem Genehmigten Kapital 2015. Durch 

die Beschränkung wird gleichzeitig auch eine 

mögliche Stimmrechtsverwässerung der vom 

Bezugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre be­

grenzt. Die gemäß der vorstehend dargestell­

ten Anrechnungsklausel verminderte Höchst­

grenze wird mit Wirksamwerden einer nach 

der Verminderung von der Hauptversamm­

lung beschlossenen neuen Ermächtigung zum 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

wieder erhöht, soweit die neue Ermächtigung 

reicht, höchstens aber bis zu 20 % des Grund­

kapitals nach den Vorgaben von Satz 1 dieses 

Absatzes. Denn in diesem Fall bzw. in diesen 

Fällen hat die Hauptversammlung erneut die 

Möglichkeit über einen erleichterten Bezugs­

rechtsausschluss zu entschieden, sodass der 

Grund der Anrechnung wieder entfallen ist. 

Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die 

Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

in den umschriebenen Grenzen erforderlich, 

geeignet, angemessen und im Interesse der 

Gesellschaft geboten.

         Bedingtes Kapital, sonstige Gestaltungsoptionen 

         Das vorgesehene bedingte Kapital dient dazu, 

Wandlungs­  bzw. Optionsrechte oder Wand­

lungs­  oder Optionspflichten auf Aktien der 

Gesellschaft aus ausgegebenen Schuldver­

schreibungen zu erfüllen oder den Gläubigern 

bzw. Inhabern von Schuldverschreibungen  

Aktien der Gesellschaft anstelle der Zah­

lung des fälligen Geldbetrags zu gewähren.  

Die Schuldverschreibungsbedingungen kön­

nen zudem vorsehen, dass die Wandlungs­  

oder Optionsrechte bzw. Wandlungs ­ oder 

Optionspflichten stattdessen auch durch  

die Lieferung von eigenen Aktien oder von 

Aktien aus genehmigtem Kapital oder durch 

andere Leistungen, z. B. durch Barzah­

lung oder die Lieferung von Aktien anderer  

börsennotierter Unternehmen, bedient wer­

den können. In den Bedingungen der Schuld­

verschreibungen kann weiterhin auch vor ­ 

gesehen werden, dass die Zahl der bei 

Ausübung der Wandlungs­ oder Options­ 

rechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs­ 

oder Optionspflichten zu beziehenden Aktien  

variabel ist und/oder der Wandlungs­ oder 

Optionspreis innerhalb einer vom Vorstand 

festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit 

von der Entwicklung des Aktienkurses oder  

als Folge von Verwässerungsschutzbestimm­ 

ungen während der Laufzeit verändert werden 

kann. Diese Gestaltungen ermöglichen der 

Gesellschaft eine kapitalmarktnahe Finanzie­

rung, ohne dass tatsächlich eine gesellschafts­

rechtliche Kapitalmaßnahme erforderlich ist. 

Dies trägt dem Umstand Rechnung, dass eine 

Erhöhung des Grundkapitals im zukünftigen 

Zeitpunkt der Ausübung der Wandlungs­  

beziehungsweise Optionsrechte beziehungs­ 
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weise der Erfüllung entsprechender Pflich­

ten gegebenenfalls unwillkommen sein kann. 

Davon abgesehen schützt die Nutzung der 

Möglichkeit der Barauszahlung die Aktio­

näre vor dem Rückgang ihrer Beteiligungs­

quote sowie vor der Verwässerung des  

Vermögenswertes ihrer Aktien, da keine  

neuen Aktien ausgegeben werden. Der in  

Geld zu zahlende Gegenwert entspricht 

hierbei nach näherer Maßgabe der Wand­

lungs­ beziehungsweise Optionsbedingun­

gen dem Durchschnittspreis der Aktie in 

der Schlussauktion im XETRA­Handel (oder 

einem an die Stelle des XETRA­Systems ge ­ 

tretenen funktional vergleichbaren Nachfol­

gesystem) an der Wertpapierbörse Frankfurt/ 

Main während der zehn bis zwanzig Börsen­ 

handelstage nach Ankündigung des Bar­ 

ausgleichs.

         Sofern der Vorstand während eines Ge­ 

schäftsjahrs eine der vorstehenden Ermäch­

tigungen zum Bezugsrechtsausschluss im 

Rahmen einer Ausgabe von Schuldverschrei­

bungen ausnutzt, wird er in der folgenden 

Hauptversammlung hierüber berichten.

* * *

                Düsseldorf/Bochum, im März 2016

                Vonovia SE

                Der Vorstand
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Congress Center Düsseldorf

Eingang Stadthalle

Rotterdamer Str. 141

40474 Düsseldorf

Anreise mit dem öffentlichen Nahverkehr

Das CCD Congress Center Düsseldorf ist per 

U­Bahn sowie mit dem Bus bequem und in kür­

zester Zeit erreichbar. Die U­Bahnlinien U78/U79 

und der Bus 722 bringen Sie schnell und bequem 

zum CCD Congress Center Düsseldorf. Mit der 

U78 (aus Richtung Innenstadt) und der U79 (aus 

Richtung Innenstadt, Kaiserswerth, Wittlaer und 

Duisburg) fahren Sie bis zur Haltestelle Messe 

Ost/Stockumer Kirchstraße. Von dort erreichen 

Sie zu Fuß, über die Stockumer Kirchstraße, das 

CCD Congress Center Düsseldorf in ca. 15 Minu­

ten oder Sie nehmen den Bus 722 bis zur End­ 

haltestelle CCD Süd/Stadthalle.

Anreise mit dem Pkw

 

Von Norden/ Osten

Verlassen Sie die A44 an der Ausfahrt Düsseldorf 

Stockum und folgen Sie den Hinweisschildern 

CCD Stadthalle.

 

Von Süden/ Westen

Verlassen Sie die A44 an der Ausfahrt Messe/ 

Arena und folgen Sie den Hinweisschildern CCD 

Stadthalle.

 

Im näheren Umfeld des Kongresscenter folgen 

Sie der speziellen Ausschilderung CCD Stadthalle 

bzw. den Parkplatzausschilderungen P5.

Anfahrtsplan
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Notizen
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Notizen
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Vonovia SE
Philippstraße 3
44803 Bochum
Telefon: 0234 314­0
Fax: 0234 314­2995
www.vonovia.de 


